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Schulordnung
für die Fachschulen für Frauenberufe 

in Bayern 
Vom 22. Mai 1963

Auf G rund der A rt. 5 Abs. 2 A rt. 10, 29 und 43 
Abs. 1 des Gesetzes über das E rziehungs- und U nter­
richtswesen (EUG) vom 9. M ärz 1960 (GVB1. S. 19) 
erläßt das Bayerische S taa tsm in iste rium  fü r U nter­
richt und K ultus folgende Schulordnung. Sie tr i t t  
am 1. Septem ber 1963 in K raft.

1. A u f b a u  u n d  G l i e d e r u n g  
d e r  F a c h s c h u l e n

10 Die Fachschulen fü r F rauenberu fe  haben in E r­
fü llung des in A rt. 131 der Bayer. Verfassung 
niedergelegten A uftrags die A ufgabe, ihre Schü­
lerinnen zu aufgeschlossenen, charak terfesten  
F rauen  m it selbständigem  U rteil heranzubilden, 
die beabsichtigen, in einem  gehobenen h au sw irt­
schaftlichen, einem  pflegerischen, erzieherischen 
oder sozialpädagogischen B eruf zu w irken. Der 
U nterrich t vertieft die A llgem einbildung und 
fü h rt zu einem  vielseitigen, sicheren, zeit- und 
lebensnahen W issen und K önnen in den zur W ahl 
gestellten Fachrichtungen. Die Schülerinnen sol­
len nicht n u r  berufs- und lebenstüchtig, sondern 
auch fü r eine tä tige A nteilnahm e an den A uf­
gaben der F rau  im geistig -ku ltu rellen , w irt­
schaftlichen, sozialen und staatlichen Leben vor­
bereitet werden.

11 Die Fachschulen fü r F rauenberu fe  stehen allen 
Schülerinnen offen, die nach ih ren  erkennbaren  
geistigen und praktischen Fähigkeiten  und cha­
rak terlichen Anlagen zum  Besuch dieser Schulen 
geeignet sind.

12 Zu den Fachschulen fü r  F rauenberu fe  gehören
die Frauenfachschulen
die L andfrauenschulen
die Sem inare fü r K indergärtnerinnen  und
H ortnerinnen
die Sem inare fü r Jugend leiterinnen

13 Frauenfachschulen und L andfrauenschulen  kön­
nen auch in Form  einer höheren Fachschule ge­
füh rt werden.

14 Die Fachschulen fü r F rauenberu fe  führen  zur 
A bschlußprüfung in der jew eiligen Fachrichtung. 
Die höheren Fachschulen führen  nach Maßgabe 
der Nr. 67 zum Studium  fü r  das L ehram t an 
B erufsschulen und B erufsaufbauschulen.

15 Die Fachschulen fü r F rauenberu fe  w erden m it 
einer, zwei oder d rei K lassen geführt (2 bis 
6 Schulhalbjahre).

16 Der Bildungsgang der höheren Fachschulen für 
F rauenberu fe  d auert m indestens fünf Schulhalb­
ja h re  und b ie te t eine vertiefte  A llgem einbildung 
in der deutschen Sprache, einer Frem dsprache 
und  in den m athem atisch-naturw issenschaft­
lichen Fächern.

2. A u f n a h m e  u n d  A u s t r i t t

20 Die Fachschulen fü r F rauenberu fe  bauen auf 
einer m indestens zehnjährigen Gesam tschulzeit 
auf. Um A ufnahm e können sich Schülerinnen 
m it dem  Abschluß der Berufsschule, dem erfolg­
reichen Abschluß der sechsten K lasse einer hö­
heren  Schule, e iner M ittelschule, e iner drei- 
klassigen H andelsschule, e iner B erufsaufbau- 
sChule oder m it dem  Nachweis einer gleich­
w ertigen V orbildung bew erben. Bew erberinnen, 
welche die vorgeschriebene V orbildung nicht 
nachzuw eisen vermögen, können zu einer A uf­
nahm eprüfung  an der von ihnen gew ählten 
Schule zugelassen werden.

21 Dem E in tr itt in die Fachschulen fü r F rauen­
berufe m uß neben der in Nr. 20 vorgeschriebenen 
schulischen A usbildung eine ausreichende p rak ­
tische B erufsausbildung in der H ausw irtschaft 
vorausgehen, die in der Regel durch eine A uf­
nahm eprüfung  nachzuweisen ist.

22 A bgesehen von den B estim m ungen in den Nrn. 20 
und  21 k ann  fü r die A ufnahm e in eine Fach­
schule fü r  F rauenberu fe  auch der teilw eise oder 
vollständige Besuch einer anderen  Fachschule für 
F rauenberu fe  und der Nachweis einer praktischen 
T ätigkeit m it einer D auer bis zu drei Ja h re n  ver­
lang t werden.

23 Schülerinnen, die eine K lasse m it Erfolg besucht 
haben, können zu Beginn des folgenden Schul­
jah res  in  die nächsthöhere K lasse einer anderen 
Fachschule fü r  F rauenberu fe  der gleichen A rt
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übertreten. Der Ü bertritt ist nach Beginn des 
Schuljahres n u r zulässig, wenn er durch wichtige 
Gründe, insbesondere durch Wohnsitzveriegung 
der Eltern, veranlaßt ist.

24 Bei Ü bertritt in eine Fachschule fü r F rauen­
berufe anderer A rt haben die Schülerinnen in 
den Fächern, die nur der neu gewählten Schule 
eigen sind oder zu einem höheren Lehrziel füh­
ren, binnen angemessener Frist, die in der Regel 
nicht m ehr als ein Ja h r betragen soll, eine Er­
gänzungsprüfung abzulegen. In  dieser Prüfung 
müssen sie nachweisen, daß sie dem Unterricht 
folgen können. Bis dahin werden sie auf A ntrag 
vom U nterricht in diesen Fächern durch die 
D irektorin der Schule befreit.

25 Beim Ü bertritt aus einer staatlich nicht aner­
kannten Fachschule fü r Frauenberufe in eine 
öffentliche oder staatlich anerkannte Fachschule 
für Frauenberufe w ird durch eine Aufnahm e­
prüfung und eine Probezeit entschieden, in 
welche Klasse die Schülerin nach ihren Leistun­
gen eintreten kann.

26 Will eine Schülerin aus einer Fachschule für 
Frauenberufe austreten, muß sie von ihren E r­
ziehungsberechtigten rechtzeitig schriftlich abge­
meldet werden.

27 Schülerinnen, die eine Fachschule fü r F rauen­
berufe verlassen haben, dürfen später zur Auf­
nahm eprüfung nur für eine Klasse zugelassen 
werden, bei der die Aufnahme keine Abkürzung 
der ordnungsmäßigen Ausbildungszeit zur Folge 
h a t

28 Schülerinnen, die während des Schuljahres die 
Schule verlassen, können zu Beginn des nächsten 
Schuljahres, sofern nicht nach Nr. 59.6 anders 
entschieden ist, in die nächsthöhere Klasse ein­
treten, wenn sie eine Aufnahm eprüfung m it E r­
folg ablegen und die Probezeit bestehen.

28 Einer Schülerin, gegen die von der Schule wegen 
einer Verfehlung eine Untersuchung eingeleitet 
worden ist, kann vor dem Abschluß des Ver­
fahrens der A ustritt nur m it Zustimmung des 
Lehrerrats gestattet werden. Die Zustimmung 
des Lehrerrats darf nur dann erteilt werden, 
wenn nach der Sachlage ein Beschluß des Lehrer­
ra ts  gemäß Nr. 77 auf Ausschließung der Schü­
lerin  von allen bayerischen Fachschulen für 
Frauenberufe nicht zu erw arten ist.

3. V e r t e i l u n g  d e s  U n t e r r i c h t s ­
s t o f f e s ,  L e r n m i t t e l ,  K o s t e n

30 Die Fachschulen für Frauenberufe unterrichten 
in Pflicht- und W ahlfächern. Daneben können 
freie Arbeitsgemeinschaften geführt werden. Die 
Pflicht- und W ahlfächer für die einzelnen Schul­
arten  sind in den vom Staatsm inisterium  für 
U nterricht und Kultus erlassenen Stundentafeln 
festgelegt. Welche Wahlfächer im Rahmen der 
S tundentafeln an der einzelnen Schule gegeben 
werden, entscheidet die Direktorin. Sie genehmigt 
auch die Einrichtung freier Arbeitsgemeinschaften.

31 Die für den U nterricht in den einzelnen Klassen 
bestimm te Stundenzahl bemißt sich nach den 
vom Staatsm inisterium  fü r U nterricht und K ul­
tus aufgestellten Stundentafeln.

32 Das Staatsm inisterium  für Unterricht und Kultus 
bestimm t das Lehrziel der einzelnen Fächer und 
gibt Richtlinien für die Verteilung des Lehrstof­
fes durch die Aufstellung von Stoffplänen.

33 Zu Beginn jedes Schuljahres bestimm t die D irek­
torin der Schule im Benehmen m it den Lehrerin­
nen die fü r den U nterricht notwendigen Lern- 
und Arbeitsmittel.

34 Das Gesetz über die Lernm ittelfreiheit vom 
5. März 1949 (BayBS II  S. 578) und das Gesetz

über die Schulgeldfreiheit vom 5. März 1949 
(BayBS II  S, 578) Anden auf die öffentlichen 
Fachschulen für Frauenberufe keine Anwendung.

35 Die öffentlichen Fachschulen fü r Frauenberufe 
erheben neben dem Schulgeld auch die jährlichen 
Beiträge für die pflichtmäßige Schülerunfallver­
sicherung.

36 F ür die Höhe der zu entrichtenden Gebühren und 
Beiträge sind die Gebührenordnungen m aß­
gebend.

4. T e i l n a h m e  a m  U n t e r r i c h t  
u n d  a n  S c h u l v e r a n s t a l t u n g e n ,  

F e r i e n

40 Die Schülerinnen sind verpflichtet, pünktlich und 
regelmäßig am U nterricht und an allen sonstigen 
V eranstaltungen der Schule, deren Besuch nicht 
ausdrücklich als freiwillig erk lärt ist, teilzuneh­
men und in ordentlicher Kleidung und m it den 
erforderlichen Büchern und Arbeitsm itteln aus­
gestattet zu erscheinen.

41 Über die Zulassung zur Teilnahme an w ahlfreien 
Unterrichtsfächern und Arbeitsgemeinschaften 
entscheidet die Direktorin nach den räumlichen 
und unterrichtlichen Möglichkeiten. Nach der Zu­
lassung ist die Teilnahme für das Schuljahr ver­
bindlich. Zeigt eine Schülerin in einem Wahlfach 
m angelhafte Leistungen oder ist ihr Verhalten 
ernsthaft zu beanstanden, kann sie von der Teil­
nahm e ausgeschlossen werden. Sie kann ferner 
vom W ahlunterricht ausgeschlossen werden, w enn 
ihre Leistungen in den Pflichtfächern eine w ei­
tere Belastung verbieten.

42 F ür W anderungen, Fahrten und Reisen jeder Art, 
die nicht von der Schule angeordnet sind (Frei­
zeitfahrten), sowie für Besichtigungen, T heater­
besuche usw., an denen sich Schülerinnen frei­
willig außerhalb des Unterrichtes beteiligen, 
kommt der Schule keine Verantwortung zu.

43 Die Schülerinnen sollen an den Schulgottesdien­
sten ihres Bekenntnisses teilnehmen; darüber 
hinaus sollen sie die Vorschriften ihres Bekennt­
nisses über die Teilnahme an kirchlichen V eran­
staltungen befolgen.

44 Befreiung vom Unterricht in einzelnen. Pflicht­
fächern ist nur in begründeten Ausnahm efällen 
möglich. Sie wird grundsätzlich durch das S taa ts­
m inisterium  für Unterricht und K ultus erte ilt 
und in der Regel zeitlich begrenzt. Befreiung von 
den Leibesübungen wird auf Grund eines am ts- 
oder schulärztlichen Zeugnisses von der D irek­
torin der Schule ausgesprochen.

45 Befreiung von der Teilnahme an Schulveranstal­
tungen kann nur aus wichtigen Gründen gew ährt 
werden. Die Befreiung spricht die Direktorin der 
Schule aus.

46 Schülerinnen, die von der Teilnahme am U nter­
richt in einzelnen Fächern oder von einzelnen 
Schulveranstaltungen befreit sind, können v er­
pflichtet werden, am Unterricht anderer Klassen 
teilzunehmen.

47 Schülerinnen können nur in dringenden Aus­
nahm efällen auf Antrag der Erziehungsberech­
tigten von der Direktorin der Schule beurlaubt 
werden. Sollen sich Schülerinnen während der 
Schulzeit auf ärztliches Anraten in Erholung be­
geben, ist eine Bestätigung des Schularztes einzu­
holen. Die Abwesenheit der Schülerin w ird in 
diesem Falle als Versäumnis wegen K rankheit 
behandelt.

5. U n t e r r i c h t s b e t r i e b ,  Z e u g n i s s e ,  
V o r r ü c k e n

50 Die Schülerinnen haben sich gewissenhaft auf 
den U nterricht vorzubereiten. Um die Schülerin-
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nen zu eigener Tätigkeit anzuregen und den 
Lehrstoff einzuüben, werden in bestimm ten 
Fächern in mäßigem Umfang auch schriftliche 
Aufgaben zur häuslichen Bearbeitung gestellt.

51 Zum Nachweis ihres Leistungsstandes bearbeiten 
die Schülerinnen in angemessenen Zwischenräu­
men schriftliche Aufgaben in der Schule (Schul­
aufgaben, Stegreifaufgaben). Im  Deutschen e r­
halten sie solche Arbeiten auch zur häuslichen 
Bearbeitung (deutsche Hausaufgabe).

52 Die Schulaufgaben und deutschen Hausaufgaben 
w erden nach der Benotung und Besprechung mit 
den Schülerinnen auf schriftlichen A ntrag der 
Erziehungsberechtigten nach Hause mitgegeben. 
Die Arbeiten sind binnen einer Woche unver­
ändert an die Schule zurückzuleiten, andernfalls 
unterbleibt die Hinausgabe w eiterer Arbeiten der 
Schülerin.

53 Das Wochenende, die Feiertage, die Ferien und 
die Spielnachmittage sind von Aufgaben freizu­
halten.

54 Die Leistungen der Schülerinnen werden nach 
folgenden Notenstufen bew ertet:

sehr gut =  1 
gut =  2
befriedigend =  3 
ausreichend =  4 
m angelhaft - 5 
ungenügend =  6

Zwischennoten werden nicht erteilt.
55 Bei der Benotung eines Faches sind neben den 

Ergebnissen der Schul- und Hausaufgaben auch 
die übrigen, vor allem die mündlichen Leistungen 
der Schülerin, gegebenenfalls auch ihre beson­
deren praktischen Leistungen, zu berücksichtigen.

56 Ü ber die in den Pflichtfächern erzielten F ort­
schritte sowie über Betragen und Fleiß erhalten  
die Schülerinnen ein Zwischen- und ein Jah res­
zeugnis. Ein Erziehungsberechtigter bestätigt 
durch Unterschrift, daß er vom Zwischenzeugnis 
K enntnis genommen hat. Das unterschriebene 
Zeugnis ist der Klassenleiterin vorzulegen.

57 Wenn Schülerinnen die Schule w ährend des 
Schuljahres verlassen oder auf Beschluß des 
L ehrerrats entlassen werden und nicht in eine 
andere Schule übertreten, erhalten sie ein Aus­
trittszeugnis. Schülerinnen, die w ährend des 
Schuljahres an eine außerbayerische Fachschule 
fü r Frauenberufe übertreten, erhalten ein Über­
trittszeugnis.

58 W ird eine Schülerin nach Nr. 77 der Schulord­
nung von allen bayerischen Fachschulen fü r 
Frauenberufe ausgeschlossen, so e rh ä lt sie an 
Stelle eines Zeugnisses eine Bescheinigung über 
die Dauer des Schulbesuchs während des laufen­
den Schuljahres und über die bis zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens erzielten Leistungen.

59 In die nächsthöhere Klasse dürfen n u r Schülerin­
nen vorrücken, die während des Schuljahres den 
A nforderungen der von ihnen besuchten Klasse 
genügt haben und eine erfolgreiche M itarbeit in 
der höheren Klasse gewährleisten. Die Erlaubnis 
zum Vorrücken muß im Jahreszeugnis verm erkt 
sein. Die Entscheidung über das Vorrücken trifft 
der Lehrerrat.

59.1 Die Grundlage für die Entscheidung über das 
Vorrücken bilden die Leistungen in den Vor­
rückungsfächern. Zu den Vorrückungsfächern 
zählen alle Pflichtfächer m it Ausnahm e von 
M usik und Leibeserziehung.

59.2 A uf A ntrag der Erziehungsberechtigten kann 
eine Schülerin eine Klasse freiw illig w ieder­
holen oder w ährend der ersten  H älfte des 
Schuljahres in die vorige Klasse zurücktreten.

59.3 Schülerinnen, welche die Erlaubnis zum Vor­
rücken nicht erhalten  haben, wiederholen beim 
Verbleib an der Fachschule fü r Frauenberufe 
die bisher besuchte Klasse. Dies gilt auch beim 
Wechsel in eine andere Schulart der Fachschule 
fü r Frauenberufe.

59.4 Ist eine Schülerin im Laufe des Schuljahres 
längere Zeit durch K rankheit am Besuch des 
U nterrichts gehindert, kann sie der L ehrerrat 
un ter Berücksichtigung ih rer Leistungen im 
übrigen Teil des Schuljahres zum Vorrücken in 
die nächsthöhere Klasse auf Probe zulassen.

59.5 Nach Ablauf de»- Probezeit beschließt der 
Lehrerrat, ob die Schülerin in der höheren 
Klasse verbleibt oder in  die vorausgehende 
zurückverwiesen wird.

59.6 T ritt eine Schüleiin nach Beginn des letzten 
Schuljahrdrittels aus, so stellt die Klaßleiterin 
im  Einvernehmen m it den Fachlehrern der 
Klasse die Noten fest; gleichzeitig w ird auch 
die Klassenreife b eu rte ilt

6. A b s c h l u ß p r ü f u n g

60 Der Bildungsgang der Fachschulen für F rauen­
berufe schließt m it der Abschlußprüfung ab. 
Schülerinnen dieser Schulen bedürfen keiner 
förmlichen Zulassung zur Abschlußprüfung. 
Schülerinnen anderer Fachschulen fü r F rauen­
berufe und Schulfremde können als P riva t­
schülerinnen nach Nr. 68 zur Abschlußprüfung 
zugelassen werden.

61 Die Abschlußprüfung findet nu r einm al im  Jah r 
sta tt; doch dürfen Prüflinge, die an der ordent­
lichen Abschlußprüfung in allen oder einzelnen 
Gegenständen aus zwingendem G rund ohne 
eigenes Verschulden nicht teilnehm en konnten, 
die Abschlußprüfung oder die nicht abgelegten 
Teile der Prüfung m it Genehmigung des S taats- 
m inisterium s fü r U nterricht und K ultus an  einer 
von diesem bestim m ten Schule zu einem späteren 
Zeitpunkt nachholen. Erkrankungen, die die Teil­
nahm e eines Prüflings an der Abschlußprüfung 
verhindern, sind durch am ts- oder schulärztliches 
Zeugnis nachzuweisen.

62 Die Abschlußprüfung um faßt die schriftliche, die 
mündliche und die praktische Prüfung. Sie w ird 
vor einem Prüfungsausschuß un ter dem Vorsitz 
eines M inisterialkommissärs abgelegt.

63 Bedient sich ein Prüfling bei der Abschluß­
prüfung unerlaubter Hilfe oder macht er den 
Versuch dazu, so w ird ihm die betreffende Ar­
beit abgenommen und m it Note 6 bew ertet. Als 
Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht zuge­
lassener Hilfsmittel. In schweren Fällen des 
U nterschieds w ird der Prüfling von der P rüfung 
ausgeschlossen; die P rüfung  gilt dann als nicht 
bestanden. Dieselben M aßnahmen können auch 
gegenüber Prüflingen getroffen werden, die zu 
Unterschieden Beihilfe leisten. W ird U nterschied 
erst nach Aushändigung des Abschlußzeugnisses 
festgestellt, so kann die Abschlußprüfung nach­
träglich vom Prüfungsausschuß fü r nicht bestan­
den erk lärt oder das Zeugnis entsprechend ge­
ändert werden. Zu diesem Zweck hat die Schule 
das Abschlußzeugnis einzuziehen oder zum 
Zwecke der Änderung einzufordern. Die E nt­
scheidung trifft in allen Fällen der Prüfungs­
ausschuß.

64 In den Fächern, die Gegenstand der Abschluß­
prüfung sind, werden die Noten des Abschluß­
zeugnisses aus den Jahresfortgangsnoten und den 
Prüfungsnoten erm ittelt; in den übrigen Fächern 
gelten die Jahresfortgangsnoten als Zeugnisnoten.

65 Prüflinge, welche die Abschlußprüfung m it E r­
folg abgelegt haben, erhalten ein Abschluß­
zeugnis. Darin ist auch die Teilnahme am w ähl-
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fre ie n  U n te rr ic h t u n te r  n o ten m äß ig e r A ngabe 
des e rz ie lten  E rfo lges zu  b es tä tig en .

66 P rü flin g e , d ie  sich d e r  A b sch lu ß p rü fu n g  ohne E r­
fo lg  u n te rzo g en  h ab en , e rh a lte n  e in  Jah reszeu g ­
n is, d a s  d ie  L e is tu n g en  des Ja h re s fo rtg a n g s  und 
e in e  B em erk u n g  ü b e r  d ie  erfo lg lose  T eilnahm e 
a n  d e r  A b sch lu ß p rü fu n g  e n th ä lt. S ie können  zur 
A b sch lu ß p rü fu n g  e r s t  nach  A b lau f e in es w eiteren  
S ch u ljah re s  u n d  n u r  noch e in m a l zugelassen 
w erd en .

67 D ie B erech tig u n g  zum  S tu d iu m  fü r  d as L ehram t 
a n  B eru fssch u len  u n d  B eru fsau fbauschu len  
(N r. 14) e rh a l te n  n u r  d ie jen ig en  P rü flinge , die 
in  d e r  A b sch lu ß p rü fu n g  e in e r  h ö h e ren  Fach­
schu le  a ls  G esam tn o te  m in d esten s  2,5 erreichen 
u n d  nach  e in em  G u tach te n  des P rü fu n g sau s­
schusses e in e  g u te  w issenschaftliche  B efähigung 
hab en . A u ß erd em  m ü ssen  sie m it E rfo lg  am 
U n te rr ic h t in  a llg em ein b ild en d en  F äch ern  te il­
genom m en  hab en .

68 B ew erb e rin n en , w elche d ie  A b sch lußp rü fung  an 
e in e r  Fachschu le  fü r  F ra u e n b e ru fe  ab legen  w ol­
len , ohne  ih r  a ls  S ch ü le r in n en  anzugehören  
(P riv a tsch ü le r in n en ), h a b e n  sp ä te s ten s  v ie r Mo­
n a te  v o r B eg inn  d e r  A b sch lu ß p rü fu n g  bei der 
Schule , an  d e r  sie sich d e r  P rü fu n g  zu u n te r­
z iehen  w ünschen , e in  G esuch um  Z u lassung  zur 
A b sch lu ß p rü fu n g  e inzu re ichen . Ü b er d ie  Z ulas­
su n g  en tsch e id e t d as S ta a tsm in is te r iu m  fü r  U n te r­
r ic h t u n d  K u ltu s .

69 Ü b e r den  V erlau f d e r  P rü fu n g  is t e ine N ieder­
sch rif t zu fe rtig en , in  d e r  d ie  e inze lnen  V orgänge 
d e r  R e ihe  nach  zu verzeichnen  sind  und die über 
a lle  fü r  d ie  B e u rte ilu n g  d e r  P rü fungsle is tungen  
w esen tlichen  V orkom m nisse  A ufsch luß  zu geben 
h a t. D ie N ied e rsch rif t is t von  säm tlichen  M it­
g lie d e rn  d es P rü fu n g sau ssch u sses  zu u n te r­
zeichnen.

7. D i e  S c h ü l e r i n n e n  i n  d e r  
S c h u l g e m e i n s c h a f t

70 J e d e  S chü le rin  m u ß  sich in  ih re  Schul- und 
K lassen g em ein sch aft e in o rd n en . S ie m uß  sich be­
w u ß t sein, d aß  d e r  R u f ih r e r  Schule von  ihrem  
V e rh a lte n  in  u n d  a u ß e rh a lb  d e r  Schule und  von 
ih re n  L e is tu n g en  m itb e s tim m t w ird .

71 B e d ie n t sich e in e  S chü le rin  bei d e r  A nfertigung  
e in e r  S ch u lau fg ab e  (Nr. 51) u n e r la u b te r  H ilfs­
m itte l, w ird  d ie  A rb e it abgenom m en  u n d  m it 6 
b e w e r te t ;  au ß e rd e m  k a n n  d ie  S chü lerin  b e s tra ft 
w erd en . B ei versu ch tem  U n tersch le if sind d ie­
se lb en  M aß n ah m en  zu lässig . A ls V ersuch gilt 
auch  d ie  B e re ith a ltu n g  n ich t zugelassener H ilfs­
m itte l.

72 G eg en stän d e , w elche d ie  U n te rr ic h ts -  und  E r­
z ie h u n g sa rb e it o d e r d ie  O rd n u n g  d e r  Schule stö­
re n  können , d ü rfe n  n ich t m itg eb rach t w erden.

73 E rk ra n k t  e ine  S chü le rin  o d e r is t sie au s anderen  
zw in g en d en  G rü n d en  am  B esuch des U nterrich ts 
o d e r e in e r  S c h u lv e ra n s ta ltu n g  plö tzlich  v e rh in ­
d e rt, so m u ß  sie d a ru m  b eso rg t sein , daß  die 
S chu le  unverzüg lich  v e rs tä n d ig t w ird .

74 D ie Schule k a n n  an g em essen e  G ebote  und  V er­
bo te , in sb eso n d ere  ü b e r  d ie  T e iln ah m e an V er­
e in en , den  B esuch von  G a s ts tä tte n , L ich tsp ie lvo r­
fü h ru n g en , T a n z v e ra n s ta ltu n g e n , V ersam m lungen  
u n d  äh n lichem  e rla ssen , w en n  es die E rz iehungs­
ziele d e r  Schule e rfo rd e rn .

75 S ch u ls tra fen  w e rd en  au s erzieherischen  G ründen 
u n d  zu r  A u fre c h te rh a ltu n g  d e r  O rd n u n g  an der 
S chu le  an gew endet. D ie V erh än g u n g  von Schul­
s tra fe n  ü b e r  ganze  K lassen  is t n ich t e rlau b t. E r­
w e isen  sich bei e in e r  S chü lerin , die ih ren  V er­
p flich tungen  n ich t nachkom m t, E rm ahnungen  und 
E rz ie h u n g sm aß n ah m en  a ls  fru ch tlo s  oder liegen

V erfeh lungen  vor, die d e r A hndung  b ed ü rfen , so 
is t m it S chu lstrafen  einzuschreiten .

75.1 Bei den  S chu lstrafen  sind zu u n te rsch e id en :
a) Schulstrafen , die von den L e h re rin n e n  v e r­

h än g t w erden  können:
V erw eis,
S chu la rrest bis zur D auer e in e r S tu n d e  m it 
en tsp rechender B eschäftigung u n te r  A uf­
sicht;
die D irek to rin  der Schule ü b e rw ach t die 
H andhabung  dieser S tra fen ;

b) Schulstrafen , die von der D irek to rin  der 
Schule ausgesprochen w erden  kö n n en : 
D irek to ra tsverw eis,
D irek to ra tsa rre s t bis zur D au er von zwei 
S tunden  m it en tsp rechender B eschäftigung  
u n te r  A ufsicht;

c) Schulstrafen , die durch B eschluß des L eh ­
re r ra ts  v e rfü g t w erden  können:
A ndrohung  dei; E ntlassung, w obei e ine V er­
schärfung  durch A rrest bis zu zw ei S tunden  
zulässig ist,
E n tlassung  (Nr. 76);

d) Schulstrafe , die vom  S taa tsm in is te r iu m  fü r 
U n terrich t und  K ultus v e rh än g t w erd en  k a n n : 
A usschluß von allen  Fachschulen  fü r 
F rau en b eru fe  (Nr. 77).

75.2 D as S taa tsm in iste rium  fü r U n te rr ic h t und  
K u ltu s  ist berechtig t, auf A ufsich tsbeschw erde 
die Schulstrafen  abzuändern  oder au fzuheben .

75.3 Die Schu lstrafen  w erden  den  E rz ieh u n g sb e­
rech tig ten  — die A rrests tra fen  v o r ih rem  V oll­
zug — schriftlich m itgeteilt.

76 Die E n tlassung  e iner Schülerin  k an n  d e r L e h re r ­
ra t  n u r  m it m indestens zwei D ritte ln  d e r  S tim ­
m en beschließen. D er Schularzt is t nach L age des 
F alles zu r gutachtlichen Ä ußerung  beizuziehen. 
E ine en tlassene  Schülerin  kann  im  gleichen Schul­
ja h r  n u r an  e iner Fachschule fü r  F rau en b e ru fe  
eines anderen  O rtes oder S tad tte ile s  au fgenom ­
m en w erden. In  die frü h e r besuchte  Schule  d a rf  
sie frühestens ein halbes J a h r  nach  d e r E n tla s ­
sung, ab er n u r zu B eginn des S ch u ljah res  w ied er 
e in tre ten . V oraussetzung ist, daß  sie sich inzw i­
schen tadelfre i gefü h rt h a t und  an d e re  Schulen 
der gleichen A rt n icht am  O rt sind.

77 S ind bei e in e r zu r E ntlassung  fü h ren d en  V erfeh ­
lung  (Nr. 76) T a tum stände gegeben, w elche die 
V erw irk lichung  der E rziehungsziele d e r  F ach ­
schulen fü r  F rau en b eru fe  oder d ie  O rd n u n g  und  
S icherheit des Schulbetriebes besonders g e fä h r­
den, so h a t der L eh re rra t u n m itte lb a r nach  dem  
B eschluß ü b er die E n tlassung  g eso n d ert zu b e ­
schließen, ob A n trag  au f den A u s s c h l u ß  d e r 
Schülerin  von allen  Fachschulen fü r  F ra u e n b e ru fe  
zu stellen  ist. E in Beschluß des L e h re rra ts , durch 
den dieser A n trag  gestellt w ird , b e d a rf  e iner 
M ehrheit von m indestens d re i V ierte ln  d e r  S tim ­
m en. In geeigneten  Fällen  is t d e r S ch u la rz t vo r 
d e r B eschlußfassung des L e h re rra ts  gu tach tlich  
zu hören. Ü ber den  A ntrag  au f A ussch ließung  
en tscheidet das S taa tsm in iste rium  fü r  U n te rr ich t 
und K ultus. E ine in B ayern  oder e inem  anderen  
L and  d e r B undesrepub lik  D eu tsch land  von  allen  
Fachschulen  fü r F rau en b eru fe  ausgeschlossene 
Schülerin  d a rf  an  k e iner d ieser Schulen  au fge­
nom m en w erden.

8. S c h u l e  u n d  E l t e r n h a u s ,  H a f t u n g

80 Die gem einsam e E rziehungsaufgabe, d ie  E lte rn ­
haus und  Schule zu e rfü llen  hab en , e rfo rd e rt 
eine enge, von gegenseitigem  V e rtra u e n  g e tra ­
gene Z usam m enarbeit. E ltern , d ie  ih re  T ochter 
e in e r Fachschule fü r  F rau en b e ru fe  a n v e rtra u e n , 
ü b ernehm en  die V erpflichtung, d a fü r  zu sorgen,
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daß die A nfo rd eru n g en  d e r Schule pünk tlich  
und  g ew issenhaft e rfü llt w erden . Bei Schulver­
säum nissen  a lle r  A rt sollen die E lte rn  d a fü r so r­
gen, daß  d e r  ve rsäu m te  L eh rsto ff ba ld  nach­
geho lt w ird . D ie E lte rn  sollen fe rn e r d a rau f 
achten, daß  die Schülerin  n ich t durch au ß e r­
schulische E in flüsse  allzu s ta rk  abgelenk t oder 
durch  schu lfrem de A rbe it ü b e r G ebühr in  A n­
spruch genom m en w ird.

81 Bei e rs tm aligem  E in tr it t e iner Schülerin  in eine 
s taa tlich e  Fachschule fü r F rau en b eru fe  e rh a lten  
d ie E rz iehungsberech tig ten  die Schulordnung ge­
gen E m pfangsbestä tigung  ausgehändig t. Den 
S ch u lträg e rn  d e r n ich tstaatlichen  Fachschulen 
fü r  F rau e n b e ru fe  w ird  em pfohlen , ebenso zu 
v e rfah ren .

82 D er persön lichen  F üh lungnahm e d e r E rz iehungs­
berech tig ten  m it den  L eh rerin n en  d e r Schule 
d ienen  E lte rn sp rech stu n d en  und  E lternabende. 
Die Schule soll die E rziehungsberech tig ten  m ög­
lichst frü h ze itig  ü b e r au ffa llendes A bsinken  des 
L e istungsstandes und  andere  w esentliche, das 
V erh a lten  e in e r Schülerin  b e tre ffen d e  V orgänge 
u n te rric h ten . Die E rz iehungsberech tig ten  b e s tä ­
tigen d ie  K enn tn isnahm e am tlicher M itte ilungen  
d e r  Schule durch  ih re  U n tersch rift und  senden 
die M itte ilu n g  an  die Schule zurück.

83 Bei U nstim m igke iten  zw ischen E rziehungsberech­
tig ten  und  L eh rerinnen  bem ühen  sich beide 
Teile, d u rch  eine A ussprache das fü r die ge­
m einsam e A ufgabe no tw endige V ertrau en sv er­
h ä ltn is  w iederherzuste llen . Falls das n ich t m ög­
lich ist, w enden  sich die E rz iehungsberech tig ten  
— ohne E inschaltung  d e r Schülerin  — an die 
D irek to rin  d e r  Schule. L äß t sich die A ngelegen­
h e it au f  d iese W eise n icht berein igen , so haben  
die E rz iehungsberech tig ten  das Recht, A ufsichts­
beschw erde  an  das S taa tsm in iste rium  fü r U n te r­
rich t und  K u ltu s  zu erheben . Vor e iner K lage 
beim  V erw altungsgerich t m uß zunächst W ider­
spruch bei der Schule e ingelegt w erden. Das 
V erfah ren  rich te t sich nach den gesetzlichen B e­
stim m ungen .

84 Is t e ine Schülerin  w egen E rk ran k u n g  oder aus 
einem  an d eren  zw ingenden G rund  am  Schul­
besuch v e rh in d ert, so te ilt dies ein E rz iehungs­
berech tig te r oder der W ohnungsgeber alsbald 
d e r Schu lle itung  schriftlich m it. Im  F alle  fe rn ­
m ü nd licher V erständigung ist die schriftliche 
M itte ilung  in n erh a lb  von zwei T agen nachzure i­
chen.

85 W enn in e in e r Fam ilie oder W ohngem einschaft, 
d er S chü lerinnen  der Fachschulen fü r F ra u e n ­
beru fe  angehören , eine ansteckende K ran k h e it 
a u f tr it t ,  so m uß sofort nach dem  E rkennen  der 
K ran k h e it, gegebenenfalls auch schon bei V er­
dacht, schnellstens — w enn möglich fe rn m ü n d ­
lich — d ie  Schulleitung davon vers tän d ig t w er­
den, d a m it M aßnahm en zum  Schutze der M it­
sch ü le rin n en  getroffen  w erden  können. A n­
steckende K ran k h e iten  sind insbesondere M a­
sern, Scharlach, D iphtherie, T yphus, R uhr, K euch­
hu sten , K inderlähm ung , epidem ische G e h irn h a u t­
en tzü n d u n g , offene T uberkulose, Röteln, M um ps, 
ü b e r tra g b a re  H au tk rankhe iten . Schülerinnen , die

* d a ran  e rk ra n k t sind oder in W ohngem einschaft 
m it P e rso n en  leben, die an  solchen K ran k h e iten  
leiden, d ü rfe n  die Schule e rs t d an n  w ieder b e ­
tre ten , w en n  es ihnen durch eine ärztliche B e­
schein igung  ausdrücklich g e s ta tte t w ird.

86 R eihenun tersuchungen , P flich tim pfungen , D urch­
leuch tungen  und  andere U n tersuchungen  aus be­
sonderem  A nlaß, z. B. zum  Besuch eines Schul­
landheim s, w erden  vom G esundheitsam t im  E in ­
v e rn eh m en  m it der Schulleitung durchgeführt. 
Z ur T e iln ah m e  sind alle S chülerinnen  verp flich ­
tet Ü ber A usnahm en en tscheidet der Schularzt 
oder das G esundheitsam t.

87 F ü r  a lle  S ch ü le r in n en  ö ffen tlich e r F achschulen  
fü r  F ra u e n b e ru fe  is t vom  S c h u lträ g e r fü r  die 
D auer des S chulbesuches e ine  S c h ü le ru n fa llv e r­
sicherung abzusch ließen . D ie B e iträg e  h ie r fü r  
e rheben  d ie  S chulen  bei den  E rz ieh u n g sb erech ­
tig ten  un d  fü h re n  sie  an  d ie  V ersicherung  ab. 
D ie E rz ieh u n g sb erech tig ten  sind  v e rp flich te t, d ie 
V ers icherungsbe iträge  rech tze itig  an  d ie  Schule 
zu en trich ten . F ü r  d ie  B eh an d lu n g  von  S ch ü le r­
u n fä llen  sind d ie  m it d e r  V ersicherung  g e tro ffe ­
nen  V e re in b a ru n g en  m aß g eb en d , d ie  d en  E rz ie ­
h u n g sb erech tig ten  b e i E in tr i t t  d e r  S ch ü le rin  in  
d ie Schule au sg eh än d ig t w erd en .

88 In  S chadensfä llen  h a f te t  d e r  S c h u lträ g e r im  R ah ­
m en d e r  d a fü r  g e lten d en  gesetz lichen  B estim ­
m ungen. D ie H a ftu n g  se tz t e ine  sch u ld h afte  
V erletzung  d e r  A m tsp flich ten , in sb eso n d ere  d e r 
A ufsich tsp flich t d u rch  d ie  D ire k to rin  d e r  Schule, 
eine L e h re rin  o d e r sonstiges S ch u lp e rso n a l v o r­
aus. E tw aige  A n sp rüche  sin d  n ich t gegen  die 
v o rg en an n ten  P e rso n en , so n d ern  gegen  den  
S ch u lträg e r als D ie n s th e rrn  g e lten d  zu m achen. 
Die A nsp rüche  w erd en  bei d e r  Schule erhoben . 
D er S ch u lträg e r h a f te t  n ich t fü r  G egenstände , 
die von den  S ch ü le rn  u n n ö tig  in  die Schule m it­
gebrach t w erd en .

89 F ü r Schäden, d ie  e ine S ch ü le r in  v e ru rsach t, sind 
dem  S ch u lträg e r g eg en ü b e r d ie  S ch ü le rin  oder 
die E rz ieh u n g sb erech tig ten  nach  M aßgabe der 
gesetzlichen B estim m u n g en  v e ran tw o rtlich . D as 
bezieh t sich auch  au f  das d e r  S chü le rin  a n v e r­
tra u te  S chu le igen tum .

9. G e l t u n g s b e r e i c h  u n d  V o l l z u g  
d e r  S c h u l o r d n u n g

90 Diese S ch u lo rdnung  g ilt fü r  a lle  ö ffen tlichen  
Fachschulen fü r  F ra u e n b e ru fe  im  S inne  des 
A rt. 1 Abs. 1 EU G  in  V e rb in d u n g  m it A rt. 6 
Abs. 2 EU G  und  fü r  jen e  p riv a te n  Fachschulen  
fü r F ra u e n b e ru fe , den en  das S ta a tsm in is te r iu m  
fü r U n te rr ich t und  K u ltu s  gem äß  A rt. 21 Abs. 3 
EUG den C h a ra k te r  e in e r  ö ffen tlichen  Schule 
verliehen  h a t. Sie w ird  h insich tlich  d e r  A u f­
n ahm ebed ingungen , d e r  U n te rr ich tsfäch e r, der 
S tu n d en ta fe ln , d e r  S to ffp län e , d e r  A b sch lu ß p rü ­
fungen, d e r  Z eugnisse  un d  d e r  B erech tigungen  
ergänzt d u rch  die nach steh en d  a u fg e fü h rte n  B e­
stim m ungen , d ie  in  A rt. 41 A bs. 1 EU G  a u f­
rech te rh a lten  sind :
B ek an n tm ach u n g  ü b e r  d ie  F rau en fach sch u len  in 
B ayern  vom  18. A u g u st 1950 (B ayB SV K  S. 524), 
B ek ann tm achung  ü b e r  d ie  A u sb ild u n g  von  K in ­
d e rg ä r tn e rin n e n  un d  H o rtn e r in e n  vom  23. A ugust 
1950 (B ayB SV K  S. 569),
B ek ann tm achung  ü b e r  d ie  P rü fu n g so rd n u n g  fü r 
die A b sch lu ß p rü fu n g en  an  den  F rau en fach sch u ­
len vom  26. M ai 1952 (B ayB SV K  S. 927), 
B ek ann tm achung  ü b e r  d ie  P rü fu n g so rd n u n g  fü r  
K in d e rg ä r tn e rin n en  u n d  H o rtn e r in n e n  vom  
24. M ärz 1956 (B ayB SV K  S. 1933),
B ekan n tm ach u n g  ü b e r  d ie  L an d frau en sch u len  in 
B ayern  vom  28. J u n i 1957 (B ayB SV K  S. 2457) und  
B ek an n tm ach u n g  ü b e r  d ie  A u sb ild u n g  u n d  P rü ­
fung d e r Ju g e n d le ite r in n e n  vom  18. S ep tem b er 
1958 (KMB1. S. 265).

91 F ü r die s ta a tlich  a n e rk a n n te n  p r iv a te n  F ach ­
schulen fü r  F ra u e n b e ru fe  g ilt g em äß  A rt. 20 
Abs. 2 EU G  diese S ch u lo rd n u n g  m it A usnahm e 
des A bschn ittes 3 sow ie d ie  in  Z iffe r 90 g e n a n n ­
ten  E rgän zu n g sb es tim m u n g en .

92 F ü r p r iv a te  F achschu len  fü r  F ra u e n b e ru fe , die 
staatlich  n ich t a n e rk a n n t sind , g e lten  n u r  die 
nachstehend  a u fg e fü h r te n  V orsch riften  d ieser 
Schu lo rdnung  sow ie d ie  in  Z iffe r 90 g en an n te n  
E rg än zu n g sb es tim m u n g en  ü b e r  d ie  U n te rr ic h ts ­
fächer, S tu n d e n ta fe ln , S to ffp län e  un d  Z eugnisse:
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Abschnitt 1 Ziffer 10,12,15 
Abschnitt 5 Ziffer 54,55, 56, 57,58 
Abschnitt 7 Ziffer 70, 71, 72, 73, 74 
Abschnitt 8 Ziffer 85, 86

93 Das Staatsm inisterium  fü r U nterricht und K ul­
tus füh rt die Fachaufsicht über die nichtstaat­
lichen und privaten Fachschulen für F rauen­
berufe. Hierzu gehören auch Entscheidungen in 
Einzelfällen.

94 Das Staatsm inisterium  fü r U nterricht und K ul­
tus erläßt im Rahmen dieser Schulordnung die 
erforderlichen Ausführungsbestim mungen. Sie 
werden im Am tsblatt veröffentlicht. Das S taats­
m inisterium  für U nterricht und K ultus entschei­
det auch darüber, ob und inwieweit in einzelnen 
Fällen aus besonderen G ründen Abweichungen 
von den Vorschriften der Schulordnung zulässig 
sein sollen.

München, den 22. Mai 1963

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. M a u n z , S taatsm inister

Verordnung
über die Laufbahn der Lehrkräfte des höhe­
ren Dienstes im Beamtenverhältnis an den 
Ingenieurschulen und Ingenieurabteilungen 

an Fachschulen 
Vom 14. August 1963

Auf Grund der A rtikel 19 Abs. 2, Art. 28 Abs. 2 
des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) und des 
§ 23 Abs. 3 der Bayerischen Laufbahnverordnung 
(LBV) erläßt das Bayerische S taatsm inisterium  für 
U nterricht und K ultus im Einvernehm en m it dem 
Bayerischen Staatsm inisterium  der Finanzen und 
dem Landespersonalausschuß folgende Verordnung:

§ 1
Diese Verordnung gilt fü r die Lehrkräfte des hö­

heren Dienstes für den technisch-naturw issenschaft­
lichen, den m athem atisch-naturwissenschaftlichen 
und w irtschafts- und sozialkundlichen U nterricht 
an den öffentlichen (staatlichen und kommunalen) 
Ingenieurschulen und den Ingenieurabteilungen der 
öffentlichen Fachschulen.

§ 2
Die in § 1 genannten L ehrkräfte können in das 

Beam tenverhältnis auf Probe übernomm en werden, 
wenn sie ein ihrer Fachrichtung entsprechendes 
Studium  an einer U niversität, einer Technischen 
Hochschule oder einer anderen gleichstehenden Hoch­
schule m it einer ersten S taatsprüfung oder, soweit 
üblich, m it einer U niversitäts- oder Hochschulprü­
fung abgeschlossen und entweder
1. nach Ablegung der Abschlußprüfung eine m inde­

stens 5jährige für das L ehram t förderliche praxis­
nahe Tätigkeit in ihrem Fachgebiet in veran t­
wortlicher Stellung zurückgelegt und m it Erfolg 
mindestens ein Semester in ihrem  Fachgebiet als 
vollbeschäftigte L ehrkräfte U nterricht an einer 
öffentlichen Ingenieurschule oder Ingenieurabtei­
lung an öffentlichen Fachschulen erteilt haben 
oder

2. durch Ablegung einer Anstellungsprüfung die Be­
fähigung für eine Laufbahn des höheren techni­
schen Verwaltungsdienstes oder fü r das Lehram t 
an Höheren Schulen erworben haben.

§ 3
Auf die praxisnahe Tätigkeit im Sinne des § 2 

Ziff. 1 kann angerechnet w erden entw eder eine 
Tätigkeit

1. als wissenschaftlicher A ssistent an einer w issen­
schaftlichen Hochschule bis zu 3 Jahren , in Aus­
nahm efällen auch über 3 Jahre, insbesondere so­
w eit es sich um  L ehrkräfte der Fachrichtungen 
Physik, Chemie und M athem atik handelt, oder

2. als Ingenieur bis zu 2 Jahren, wenn die L ehr­
kräfte  vor ihrem  Hochschulstudium die Ingenieur­
prüfung an einer öffentlichen oder staatlich an ­
erkannten  Ingenieurschule abgelegt haben und 
als Ingenieure hauptberuflich tätig waren.

§ 4
Die oberste Dienstbehörde entscheidet un ter Be­

rücksichtigung der von dem Bewerber zu führenden 
Nachweise seines Studiums, der Prüfungen und der 
praxisnahen Tätigkeit (§ 2 Ziff. 1, § 3) und seiner 
pädagogischen Leistungen (§ 2 Ziff. 1) über die 
Befähigung für das Lehram t seiner Fachrichtung.

§ 5
Diese V erordnung tr itt  am 1. Septem ber 1963 in 

Kraft.

München, den 14. August 1963
Bayerisches Staalsministerium  

für Unterricht und Kultus
I. V. Dr. P ö h n e r ,  S taatssekretär

Verordnung
über den Zugang von Absolventen der öffent­
lichen oder staatlich anerkannten Ingenieur­

schulen zum Hochschulstudium 
Vom 14. August 1963

Auf Grund der Art. 29 Abs. 2 und Art. 43 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
vom 9. März 1960 (GVB1. S. 19) e rläß t das Bayerische 
Staatsm inisterium  fü r Unterricht und  Kultus folgende 
Verordnung:

I. Z u e r k e n n u n g  d e r  a l l g e m e i n e n  
H o c h s c h u l r e i f e

§ 1
Allgemeines

Deutschen und ihnen rechtlich gleichgestellten Ab­
solventen von öffentlichen oder staatlich anerkann­
ten privaten  Ingenieurschulen kann, wenn sie zu wis­
senschaftlicher Arbeit befähigt sind, die allgemeine 
Hochschulreife in einem besonderen Verfahren zuer­
kannt werden. Sie müssen durch ihre bisherigen Lei­
stungen und durch Ablegung einer Prüfung nach- 
weisen, daß sie die Anforderungen erfüllen, die zur 
Aufnahm e und erfolgreichen Durchführung eines wis­
senschaftlichen Studium s gestellt werden müssen.

§ 2
Voraussetzungen fü r die Zulassung zur Prüfung
(1) D er Bew erber muß die Ingenieurprüfung an 

einer öffentlichen oder staatlich anerkannten priva­
ten Ingenieurschule in Bayern bestanden und darf 
sich nicht dem V erfahren auf Zulassung zum Hoch­
schulstudium in einer bestimm ten Fachrichtung (vgl. 
Abschnitt II) ohne Erfolg unterzogen haben.

(2) Der A ntrag auf Zuerkennung der Hochschul­
reife muß innerhalb von 5 Jahren nach bestandener 
Ingenieurprüfung eingereicht werden.

§ 3
Zulassung zur Prüfung

(1) Der B ew erber richtet den Antrag auf Zuer­
kennung der allgem einen Hochschulreife im Laufe 
des Monats Jun i über die von ihm besuchte Inge­
nieurschule an das Staatsm inisterium  für U nterricht 
und Kultus. Dem A ntrag  sind beizufügen:
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1. Das letzte Zeugnis der allgemeinbildenden 
Schule in U rschrift oder amtlich beglaubigter 
Abschrift,

2. eine Erklärung, daß der Bew erber sich noch 
keiner Prüfung zum Erw erb der Hochschul­
reife unterzogen und auch nicht um die Zu­
lassung zu einer dieser Prüfungen nachgesucht 
hat,

3. ein Lebenslauf, der neben den notwendigen 
Personalangaben Aufschluß über den bisheri­
gen Bildungsgang gibt,

4. ein amtliches Führungszeugnis neuesten Da­
tums,

5. die Angabe, in  welcher Fremdsprache der Be­
werber gemäß § 4 Abs. 4 und § 4 Abs. 6, in 
welchem Sachgebiet er gemäß § 4 Abs. 3 und in 
welchem technischen oder naturw issenschaft­
lichen Fachgebiet er gemäß § 4 Abs. 6 geprüft 
w erden soll.

(2) Die Ingenieurschule äußert sich in einem G ut­
achten darüber, ob auf G rund der Beobachtungen 
während des Besuchs der Schule anzunehmen ist, 
daß der Bewerber seiner wissenschaftlichen Bega­
bung und seiner Reife nach befähigt erscheint, ein 
Hochschulstudium m it Aussicht auf Erfolg durchzu­
führen.

(3) Der staatliche Prüfungsausschuß für die Inge­
nieurprüfung beschließt auf Grund der P rüfungs­
ergebnisse und des un ter Abs. 2 genannten Gutach­
tens, ob die fü r die Einleitung des Verfahrens erfor­
derliche Empfehlung ausgesprochen werden soll. Die 
Empfehlung und das Gutachten sind zu den P rü ­
fungsakten zu nehmen.

(4) Die Ingenieurschule legt den A ntrag m it allen 
U nterlagen (Abs. 1) un ter Beifügung einer Abschrift 
des Ingenieurzeugnisses, des Gutachtens (Abs. 2) und 
des Beschlusses (Abs. 3) unm ittelbar nach der Inge­
nieurprüfung des Sommersemesters dem Staats­
m inisterium  fü r U nterricht und K ultus vor.

(5) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet 
das S taatsm inisterium  fü r Unterricht und Kultus.

(6) Das Staatsm inisterium  fü r U nterricht und K ul­
tus gibt die Entscheidung dem Bewerber bekannt 
und verständigt die Ingenieurschule.

§ 4
Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung w ird Ende Septem ber in einer vom 
Staatsm inisterium  fü r U nterricht und K ultus zu be­
stimmenden Ingenieurschule vor einem Prüfungs­
ausschuß abgelegt, der aus zwei Lehrern der Höhe­
ren  Schulen — je eine L ehrkraft fü r Deutsch und 
fü r die gewählte Fremdsprache — und drei Lehrern 
der Ingenieurschulen — darunter eine L ehrkraft für 
allgemeinbildende Fächer — besteht. Der P rüfungs­
ausschuß kann bei Bedarf durch weitere Mitglieder 
ergänzt werden. Die Mitglieder, ferner der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses w erden vom S taats­
m inisterium  fü r U nterricht und K ultus bestellt. Der 
Prüfungsausschuß entscheidet m it S tim m enm ehr­
heit, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor­
sitzenden den Ausschlag.

(2) Die P rüfung besteht aus einer schriftlichen 
K lausurarbeit über ein allgemeines Thema, einer 
schriftlichen K lausurarbeit und einer mündlichen 
Prüfung in  einer Fremdsprache und aus einem 
Kolloquium über ein Fachgebiet.

(3) Die schriftliche K lausurarbeit über ein allge­
meines Thema lehnt sich an eines der folgenden 
Sachgebiete an: Sozialkunde, Zeitgeschichte, W irt­
schaftsgeographie und Kunstgeschichte. In  der A r­
beit soll festgestellt werden, ob der Prüfling in der 
Lage ist, über seine Fachrichtung hinaus geistige Zu­
sammenhänge seiner Erfahrungsw elt oder seiner

Interessengebiete zu erfassen und sprachlich ange­
messen darzustellen. Die Arbeitszeit beträg t vier 
Stunden.

(4) Als schriftliche K lausurarbeit in der Frem d­
sprache ist ein fremdsprachlicher Text in  das 
Deutsche zu übersetzen. Die Arbeitszeit beträg t zwei 
Stunden. Außerdem wird eine mündliche Prüfung 
abgehalten — vgl. § 4 Abs. 6 —.

(5) Die beiden schriftlichen K lausurarbeiten w er­
den von je zwei M itgliedern des Prüfungsausschus­
ses beurteilt und zw ar nach Möglichkeit von einem 
Lehrer der Höheren Schule als E rstbeurteiler und 
von einem Lehrer der Ingenieurschule als Zweit­
beurteiler.

(6) Das Kolloquium und die mündliche Prüfung in 
der Fremdsprache finden vor dem Prüfungsaus­
schuß statt. Das Kolloquium dauert ein bis zwei 
Stunden, die mündliche Prüfung in der Frem d­
sprache etwa 30 Minuten. Die P rüfung soll zeigen, 
daß der Bew erber fähig ist, in  die wissenschaft­
lichen Grundlagen eines von ihm gewählten tech­
nischen oder naturwissenschaftlichen Fachgebietes 
einzudringen (z. B. Strömungsmaschinen, Optik, 
Kunststoffchemie, Starkstrom technik, S tatik  usw.). 
Im Kolloquium hat der Prüfling geschulte Denk- 
und Urteilsfähigkeit, Verständnis fü r geistige F ra­
gen und G ew andtheit im Gebrauch der deutschen 
Sprache nachzuweisen.

§ 5
Ergebnis der Prüfung, Prüfungszeugnis

(1) Auf Grund des Ergebnisses der Prüfung ent­
scheidet der Prüfungsausschuß im Anschluß an das 
Kolloquium darüber, ob dem Prüfling die allge­
meine Hochschulreife zuerkannt wird. Das Ergebnis 
der P rüfung w ird in  dem Urteil „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ zusamm engefaßt; in  Fällen über­
ragender Begabung ist auch das U rteil „mit Aus­
zeichnung bestanden“ zulässig. Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses berichtet dem Staatsm iniste­
rium  fü r U nterricht und K ultus das Prüfungsergeb­
nis un ter Beifügung der Niederschrift der Prüfungs­
sitzung und sämtlicher Unterlagen.

(2) Nach bestandener Prüfung erhält der Prüfling 
vom Staatsm inisterium  fü r U nterricht und Kultus 
ein Prüfungszeugnis (Anlage 1). Das Prüfungszeug­
nis berechtigt zum Studium  an den Hochschulen im 
Bundesgebiet und im Land Berlin. Bei Nichtbestehen 
der Prüfung erhä lt der Prüfung eine Mitteilung.

(3) Die Prüfung kann nicht w iederholt werden.

§ 6
Unterschleif

Unterschleif, auch der Versuch oder Beihilfe h ier­
zu, hat den Ausschluß von der P rüfung zur Folge. Die 
Entscheidung trifft der Prüfungsausschuß. Die P rü ­
fung gilt in diesem Fall als nicht bestanden.

§ 7
R üdetritt von der Prüfung

Bei Rücktritt oder Unterbrechung der Prüfung 
ohne anerkannten G rund gilt diese als nicht bestan­
den. In den anderen Fällen entscheidet der Prüfungs­
ausschuß über Fortsetzung oder W iederholung der 
Prüfung.

II. Z u l a s s u n g  z u m  H o c h s c h u l s t u d i u m
i n  e i n e r  b e s t i m m t e n  F a c h r i c h t u n g  

(eingeschränkte Hochschulreife)

§ 8
Allgemeines

Deutsche und ihnen rechtlich gleichgestellte 
Absolventen von öffentlichen oder staatlich aner-
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k a n n te n  p riv a te n  In g en ieu rsch u len , d ie  ih re  A u s­
b ild u n g  nach  d e r  w issen sch aftlich -th eo re tisch en  S e ite  
du rch  e in  H ochschu lstud ium  v e rtie fe n  w o llen , k ö n ­
nen  zum  S tu d iu m  an  w issenschaftlichen  H ochschulen  
in  d e r  F ach rich tung , in  d e r  d ie  A usb ild u n g  als In ­
gen ieu r abgesch lossen  w u rd e , zuge lassen  w erd en , 
w enn  sie d u rch  ih re  b ish e rig en  L e is tu n g en  die 
B efäh igung  zu e inem  solchen S tu d iu m  nachw eisen .

§ 9
V o rau sse tzu n g en  fü r  die Z u e rk en n u n g  d e r 

e in g esch rän k ten  H ochschulreife
(1) D er B ew erb e r m u ß  d ie  In g en ie u rp rü fu n g  an  

e in e r ö ffen tlichen  oder s taa tlich  a n e rk a n n te n  p r iv a ­
ten  In g en ieu rsch u le  in  B ay e rn  ab g e leg t haben .

(2) D ie G esam tn o te  des A bsch lußzeugnisses d e r  
Ing en ieu rsch u le  m uß  „m it A uszeichnung  b e s ta n d e n “ 
oder „gu t b e s ta n d e n “ lau ten .

(3) D er A n tra g  au f  Z u e rk en n u n g  d e r  e in g esch rän k ­
ten  H ochschulreife  m u ß  in n e rh a lb  von  5 J a h re n  nach 
b es tan d en e r In g e n ie u rp rü fu n g  e ingere ich t w erd en .

(4) Es m u ß  au f  G ru n d  d e r  L e is tungen , d ie  d e r  B e­
w erb e r w ä h re n d  des In g en ieu rsch u ls tu d iu m s gezeigt 
ha t, e in  G u tach ten  des s taa tlich en  P rü fu n g sau ssch u s­
ses fü r  d ie  In g en ie u rp rü fu n g  ü b e r g u te  B efäh igung  
des B ew erb ers  zu w issenschaftlicher A rb e it v o r­
liegen.

(5) D er B ew erb e r m u ß  nachw eisen , d aß  e r  m it g u ­
tem  E rfo lg  am  U n te rr ic h t d e r  In g en ieu rsch u le  in a l l ­
gem einb ildenden  F äch ern  te ilgenom m en  hat.

§ 10
D u rch fü h ru n g  des V e rfah ren s

(1) D er B ew erb e r r ich te t den  A n tra g  au f  Z u e r ­
k en n u n g  d e r e in g esch rän k ten  H ochschulreife  u n te r  
A ngabe d e r  in  d e r  H ochschule b eabsich tig ten  S tu ­
d ien rich tung  ü b e r  die von ihm  abgesch lossene In g e ­
n ieu rschu le  un d  u n te r  B eifügung  des Z eugn isses ü b e r  
die In g en ie u rp rü fu n g  in  U rsch rift o d e r am tlich  b e ­
g lau b ig te r A b sch rift a n  das S ta a tsm in is te r iu m  fü r  
U n te rr ich t u n d  K u ltu s .

(2) D ie In g en ieu rsch u le  leg t den  A n tra g  (Abs. 1) 
m it se inen  U n te rlag en  u n te r  B e ifügung  des G u tach ­
tens (§ 9 A bs. 4) unverzüg lich  dem  S ta a tsm in is te r iu m  
fü r U n te rr ich t u n d  K u ltu s  vor.

(3) F a lls  d e r  B ew erb e r d ie  V o rausse tzungen  e r ­
fü llt, w ird  e r  vom  S ta a tsm in is te r iu m  fü r  U n te rr ich t 
und  K u ltu s  zum  H ochschu lstud ium  in  e in e r  b e s tim m ­
ten  F ach rich tu n g  zugelassen  (e ingesch ränk te  H och­
schulreife). E r e rh ä l t  in  d iesem  F a lle  e ine  U rk u n d e  
(A nlage 2), in  d e r  d ie  F ach rich tu n g  angegeben  ist, zu 
deren  S tu d iu m  d e r  B ew erb e r b e rech tig t ist.

I I I .  Ü b e r g a n g s  -  u n d  
S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

§ 11(1) F ü r  B ew erber, d ie  v o r dem  1. S ep tem b er 1958 
die In g en ie u rp rü fu n g  b e s ta n d e n  hab en , ge lten  d ie  
b isherigen  V o rsch riften  w e ite r .

(2) In  A bw eichung  von  § 3 A bs. 1 sind  im  J a h r e  
1963 d ie  A n träg e  au f  Z u e rk en n u n g  d e r  a llgem einen  
H ochschulreife  b is sp ä te s ten s  30. S ep tem b e r 1963 
e inzureichen . D ie P rü fu n g  finde t 1963 in  A bw eichung  
von § 4 A bs. 1 im  O k to b er 1963 s ta tt .

(3) D iese V ero rd n u n g  t r i t t  am  1. S ep tem b e r 1963 
in K ra ft.

M ünchen, den  14. A u g u st 1963

B ayerisches Staatsm inisterium  
für U nterricht und K ultus

I. V. D r. P  ö h n e r  , S ta a ts se k re tä r

A nlage 1

B ayerisches S ta a tsm in is te r iu m  fü r  U n te rr ic h t un d  
K u ltu s

P r ü f u n g s z e u g n i s

H e r r ......................................... ..........................................................

geb. am  ......................................  in  ............................................

h a t  am  E nde  des ........... Sem esters 19......d ie  In g e n ie u r­

p rü fu n g  in  d e r  F a c h r ic h tu n g ...................................................

...................................................an  d e ............................ .................

......................................................... i n ..............................................

b e s ta n d e n  u n d  h a t a n  d e r  P rü fu n g  au f  Z u erk en n u n g  
d e r  a llg em ein en  H ochschulreife  fü r  A b so lv en ten  der 
ö ffen tlich en  o d er s ta a tlich  a n e rk a n n te n  In g e n ie u r­
schu len  in  B a y e rn  te ilgenom m en . E r h a t  d ie  P rü ­
fu n g  ...................................................... b e s tan d en  u n d  d am it
d ie  B erech tig u n g  zum  S tu d iu m  an  e in e r H ochschule 
in  d e r  B u n d esrep u b lik  D eu tsch land  un d  im  L and  
B erlin  e rw o rb en .

M ünchen, d e n ................................... 19....

B ayerisches S taa tsm in is te r iu m  
fü r  U n te rr ich t un d  K u ltu s

(U n te rsch rift un d  S iegel)

Anlage 2

U r k u n d e

H e rr .......................................................................... .......................

geb. am  ...................................... in  ......................  .................

h a t  am  E nde d e s ............Sem esters 19 d ie  In g en ieu r­

p rü fu n g  in  d e r  F a c h r ic h tu n g .................................................

................................................... an  d e .............................................

...................................m it d e r  G esam tno te  ..............................
b es tan d en .
Ih m  w ird  nach  gu tach tlich e r Ä u ß eru n g  des staa tlichen  
P rü fu n g sau ssch u sse s  fü r  d ie  In g e n ie u rp rü fu n g  die 
B erech tig u n g  zum  S tu d iu m  in  d e r  Fachrich tung
..........................................................................................  an  e iner
w issen sch aftlich en  H ochschule in  d e r  B u n d esrep u b lik  
D eu tsch lan d  u n d  im  L an d  B erlin  zu e rk an n t.
D iese B erech tig u n g  g ilt n u r  in  V erb in d u n g  m it dem 
Ingen ieu rzeu g n is .

............................... , d e n ....................... 19......

D er D irek to r d e r  Ingen ieu rschu le  

(U n tersch rift u n d  S iegel)

M ünchen , d e n ...................................19.......

B ayerisches S taa tsm in is te r iu m  
fü r  U n te rr ic h t u n d  K u ltu s

(U n te rsch rif t u n d  Siegel)
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V erordnung
über die Polizeibergführer 

Vom 16. August 1963
A uf G ru n d  des A rt. 77 A bs. 1 des G esetzes ü b e r  

die O rg an isa tio n  d e r  P o lizei in  B ay e rn  e r lä ß t das 
B ayerische S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn  fo lgende 
V ero rdnung :

§ 1
A llgem eines

(1) P o lize ivo llzugsbeam te  des S taa te s , w elche die 
e rfo rderliche  L e is tu n g sfäh ig k e it, E rfa h ru n g  u n d  
E ignung  besitzen , k ö n n en  m it ih re r  Z u stim m u n g  zu 
P o liz e ib e rg fü h re rn  a u sg eb ild e t u n d  a lp in is tisch  fo r t­
geb ildet w e rd en , d a m it sie d ie  d e r  Polizei im  H och­
gebirge o b liegenden  A u fg ab en  w irk sam  e rfü lle n  
können.

(2) D ie P o liz e ib e rg fü h re r  tra g e n  d as P o lize ib e rg ­
füh rerabze ichen . E s is t e in  B efäh ig u n g s- u n d  L e i­
stungsabzeichen  u n d  soll d ie  B eam ten  k en n tlich  m a ­
chen, d ie  in  d e r  L age sind , se lb s tän d ig  P o lize ie in ­
sätze im  H ochgebirge d u rch zu fü h ren .

(3) D er P o liz e ib e rg fü h re r  d a r f  sich, so lange e r  im  
öffentlichen D ien st s teh t, n ich t gegen E n tg e lt als 
B e rg fü h re r b e tä tig en .

§ 2
A u sb ild u n g ; P o lize isk ileh re r

(1) Die A u sb ild u n g  zum  P o liz e ib e rg fü h re r u m fa ß t 
zwei S o m m er- un d  zw ei W in te rleh rg än g e . In  den  
S o m m erleh rgängen  w ird  das B erg ste ig en  in  F els 
und Eis, in  den  W in te rleh rg än g en  d e r  hochalp ine  
S k ilau f und  d as W in te rb e rg s te ig en  g e le h r t un d  
geübt. In  a llen  L eh rg än g en  w erd en  d ie  B eam ten  
auch im  a lp in en  R e ttu n g sw esen  au sgeb ilde t. D ie 
A usb ildung  soll in n e rh a lb  von  zw ei J a h re n  ab g e­
schlossen sein.

(2) P o lize ivo llzugsbeam te , d ie  a lp in e  A u sb ild u n g s­
leh rgänge  bei d e r  Polizei, bei d e r  B u n d esw eh r, beim  
D eutschen A lp en v ere in , b e i d e r  B ergw ach t 
oder bei d e r  frü h e re n  deu tsch en  W eh rm ach t e rfo lg ­
reich besuch t h ab en  u n d  in  den  le tz ten  fü n f  J a h ­
ren  d ienstlich  o d e r in  ih re r  F re ize it ü b e rd u rc h ­
schnittliche a lp in e  L e is tungen  e rb ra c h t haben , k ö n ­
nen  in  e inem  S o m m er- u n d  e inem  W in te rleh rg an g  
zum  P o liz e ib e rg fü h re r a u sg eb ild e t w erd en . D ie 
A u sb ildung  soll in n e rh a lb  e ines J a h re s  abgesch los­
sen  sein.

(3) Z u r A u sb ild u n g  w e rd en  in  d e r  R egel n u r  P o ­
lize ibeam te  zugelassen , d ie  a ls  P o liz e isk ileh re r a n ­
e rk a n n t u n d  m in d esten s  25 J a h re  a lt  sind . D as 
S taa tsm in is te r iu m  des In n e rn  k a n n  in  b e g rü n d e ­
ten  E in ze lfä llen  A u sn ah m en  zu lassen .

(4) P o lize isk ileh re r sind  P o lize ibeam te , d ie  s ta a t ­
lich g e p rü f te  S k ile h re r  sin d  o d e r d ie  P rü fu n g  als 
S k ile h rw a rt im  D eu tschen  S k iv e rb a n d  b es tan d en  
h ab en  u n d  vom  S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn  a ls  
P o lize isk ileh re r a n e rk a n n t w o rd en  sind. D ie A n e r­
k en n u n g  w ird  n u r  e r te il t, w en n  d e r  B eam te  n ach ­
gew iesen h a t, d aß  e r  den  b eso n d eren  A n fo rd e ru n ­
gen gew achsen  ist, d ie e in  po lize ilicher E in sa tz  au f 
S k ie rn  s te llt.

(5) D ie L eh rg an g sle is tu n g en  d e r  B eam ten  sin d  
vom  L eh rg an g s le ite r  zu b e u rte ile n ; au s d e r  B e u r­
te ilu n g  m uß  in sb eso n d ere  ers ich tlich  sein , ob 
der T e iln eh m er das A usb ildungsz ie l des L eh rg an g s 
e rre ich t h a t  und  fü r  d ie  T e iln ah m e  am  nächsten  
A u sb ild u n g sleh rg an g  g ee ig n e t ist.

(6) D ie Z u lassu n g  zu r  A u sb ild u n g  w ird  z u rü ck ­
genom m en, w en n  d e r  T e iln eh m er d as A u sb ild u n g s- 
ziel e ines L eh rg an g es n ich t e rre ic h t o d e r sich sonst 
als u n g ee ig n e t erw eist. D as S ta a tsm in is te r iu m  des 
In n e rn  k a n n  e inen  T e iln eh m er nochm als zu e inem  
L eh rg an g  zu lassen , w en n  e r  aus G rü n d en , d ie  e r

n ich t zu v e r tre te n  h a t, das L eh rgangsz ie l n ich t e r ­
re ich t h a t.

§ 3
P rü fu n g

(1) D ie A u sb ild u n g  zum  P o liz e ib e rg fü h re r schließt 
m it d e r  P o liz e ib e rg fü h re rp rü fu n g  ab.

(2) D ie P rü fu n g  g lie d e rt sich in  zw ei A bschnitte . 
D er e rs te  P rü fu n g sa b sc h n itt sch ließ t d en  zw eiten  
S om m erleh rg an g , d e r  zw eite  P rü fu n g sa b sc h n itt d en  
zw eiten  W in te rleh rg an g  ab . B ei d e r  A u sb ildung  
nach  § 2 A bs. 2 b een d e t d e r  e rs te  P rü fu n g sab sch n itt 
den  S om m erleh rg an g , d e r  zw eite  P rü fu n g sab sch n itt 
den  W in te rleh rg an g . D ie P rü fu n g  h a t  m it E rfo lg  
abgeleg t, w e r  be ide  P rü fu n g sa b sc h n itte  im  th e o re ti­
schen u n d  p rak tisch e n  T eil b e s ta n d e n  h a t.

(3) D ie P rü fu n g  w ird  von  e in e r  P rü fu n g sk o m m is­
sion abgenom m en , d ie  au s d re i vom  S ta a tsm in is te ­
riu m  des In n e rn  zu  b e s tim m en d en  M itg lied ern  b e ­
s teh t. D ie M itg lied er so llen  v ersch ied en en  b a y e r i­
schen s ta a tlich en  P o liz e iv e rb än d en  angehö ren . D er 
V orsitzende d e r  P rü fu n g sk o m m iss io n  soll B eam te r 
des h ö h eren  o d er des g ehobenen  P o lize id ienstes  sein. 
E r m uß  e rfa h re n e r  A lp in is t sein  u n d  soll se lb st 
P o liz e ib e rg fü h re r sein  o d e r gew esen  sein. A ls B e­
ra te r  k önnen  S ach v ers tän d ig e  des D eu tschen  A lp en ­
v e re in s  u n d  d e r B erg w ach t zu r P rü fu n g sk o m m iss io n  
zugezogen w erden .

§ 4
V erle ih u n g  des P o lize ib e rg fü h re rab ze ich en s

(1) D as S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn  v e rle ih t den  
P o lize ibeam ten , d ie  d ie  P o liz e ib e rg fü h re rp rü fu n g  
b e s ta n d e n  haben , d ie  B ezeichnung P o liz e ib e rg fü h re r 
u n d  das P o lize ib e rg fü h re rab ze ich en  a ls B e fäh i­
gungsabzeichen .

(2) D ie B ezeichnung P o liz e ib e rg fü h re r u n d  das 
P o lize ib e rg fü h re rab ze ich en  k a n n  auch  P o lize i­
b eam ten  v e rlieh en  w erd en , die d ie  frü h e re  P o lize i­
b e rg fü h re rp rü fu n g  oder d ie  B e rg fü h re rp rü fu n g  der 
B u n d esw eh r o d e r d e r  frü h e re n  W eh rm ach t b e s ta n ­
den  h ab en  un d  e in e r  S achvers tänd igenkom m ission  
nachw eisen , d aß  sie sich noch im  S inne  des § 5 
A bs. 1 a lp in is tisch  b e tä tig e n  u n d  d ie  v o n  e in em  P o li­
ze ib e rg fü h re r zu fo rd e rn d e  -E rfah rung , L e is tu n g s­
fäh ig k e it un d  E ignung  besitzen . F ü r  d ie  Z u sam m en ­
se tzung  d e r  S ach v ers tän d ig en k o m m issio n  nach  S atz  1 
g ilt § 3 A bs. 3 en tsp rechend .

§ 5
F o rtb ild u n g

(1) D er P o liz e ib e rg fü h re r  is t v e rp flic h te t, sich a l­
p in istisch  fo rtzu b ild en . E r  h a t  b is zum  v o llende ten  
50. L e b e n s ja h r  nachzuw eisen , d aß  e r  jä h r lic h  fü n f 
schw ere  H och touren , d av o n  m in d esten s  e ine  m it 
dem  S ch w ie rig k e itsg rad  v ie r, g e fü h r t h a t ;  w en ig ­
sten s zw ei H och tou ren  s in d  im  W in te r  u n d  w en ig ­
sten s zw ei H o ch tou ren  im  S o m m er ab zu le is ten . P o ­
lize ibeam te , d ie  zw ischen  50 u n d  55 J a h re  a l t  sind, 
h ab en  jäh rlich  d re i schw ere  H o ch to u ren  zu  fü h ren . 
P o lize ibeam te , d ie  d as 55. L e b e n s ja h r  v o llen d e t h a ­
ben , h a b e n  nachzuw eisen , d a ß  sie sich w e ite rh in  
nach  ih rem  L eis tu n g sv erm ö g en  a lp in is tisch  b e tä t i­
gen.

(2) D ie P flich tto u ren  k ö n n en  auch in  e inem  F o r t­
b ild u n g sleh rg an g  d u rc h g e fü h rt w erd en . A ls P flich t­
to u r  k a n n  auch  d e r  p ra k tisc h e  E in sa tz  b e i e in e r 
schw ierigen  B e rg re ttu n g  g e w e rte t w erden .

(3) D er P o liz e ib e rg fü h re r  e rh ä l t  e in  P o lize ib erg ­
fü h re rb u ch , in  d as e r  a lle  d ien s tlich en  u n d  p r iv a ­
te n  h ocha lp inen  L e is tu n g en  u n d  d ie  T e iln eh m er 
an  se inen  H o ch tou ren  e in z u tra g e n  ha t. D as P o lizei­
b e rg fü h re rb u c h  w ird  jäh rlich  e in m a l vom  P räs id iu m  
d e r  B ayer. G renzpolizei ü b e rp rü ft.
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(4) Falls ein Polizeibergführer die sich aus Abs. 1 
ergebenden Anforderungen nicht erfü llt hat, stellt 
das Staatsm inisterium  des Innern  fest, daß er das 
Polizeibergführerabzeichen nicht m ehr tragen darf. 
Die Feststellung w ird aufgehoben, wenn er die Lei­
stungen wieder erbringt.

(5) Das Staatsm inisterium  des Innern  kann ab­
weichend vom Abs. 4 einem Polizeibeamten erlau­
ben, das Polizeibergführerabzeichen w eiterhin zu 
tragen, wenn er in einem Jah r aus Gründen, die er 
nicht zu vertreten  hat, die in Abs. 1 geforderten Lei­
stungen nicht erbringen konnte.

§ 6
Das Polizeibergführerabzeichen

(1) Das Polizeibergführerabzeichen darf nur zur 
Polizeiuniform getragen werden. Es w ird an der 
linken Brustseite getragen.

(2) Das Polizeibergführerabzeichen zeigt auf einer 
52 auf 44 mm messenden ovalen, gewölbten Weiß­
m etallplatte m it in Weiß und Blau schräg rechts 
gerauteter Emailleauflage, erhaben gearbeitet, ein 
P aar m it einem Eispickel sich kreuzende Skier und 
darüber ein Edelweiß mit gelbem Innenkern. Eine 
5 mm breite dunkelgrüne Einfassung aus Emaille 
trägt die Beschriftung „Polizeibergführer Bayern“.

§ 7
Kleines Polizeibergführerabzeichen

(1) Polizeibeamte, die berechtigt sind, das Polizei­
bergführerabzeichen zu tragen, können zu ihrer 
bürgerlichen Kleidung das Polizeibergführerab­
zeichen in  verkleinerter Form  als Leistungsabzei­
chen tragen. Diese Befugnis haben auch Ruhestands­
beamte, die bis zu ihrem  E in tritt in den Ruhestand 
das Polizeibergführerabzeichen tragen durften, und 
Polizeibeamte oder ehemalige Polizeibeamte, die 
ihre Leistungsfähigkeit als Polizeibergführer durch 
K rankheit oder Unfall eingebüßt haben.

(2) Das kleine Polizeibergführerabzeichen hat die 
Form und das Aussehen des Polizeibergführer­
abzeichens und ist 26 auf 22 mm groß.

§ 8
Aberkennung des Polizeibergführerabzeichens

Die Bezeichnung Polizeibergführer und das Recht, 
das Polizeibergführerabzeichen, auch das kleine, zu 
tragen, können aberkannt werden, wenn sich der 
Beam te eines Polizeibergführers unw ürdig erweist, 
insbesondere eine gebotene alpine Rettung oder H il­
feleistung unterläßt.

§9
Rückgabe des Polizeibergführerabzeichens

Das Polizeibergführerabzeichen verbleibt dem 
Beamten, wenn e r  wegen Erreichens der gesetzli­
chen Altersgrenze oder wegen K rankheit aus dem 
Polizeidienst ausscheidet. Wenn der Beamte aus an ­
deren G ründen ausscheidet oder ihm  das Recht, das 
Polizeibergführerabzeichen zu tragen, aberkannt 
w urde (§ 8), ist es zurückzugeben; das S taatsm i­
nisterium  des Innern kann, außer im Fall des 
§ 8, Ausnahm en zulassen.

§ 10
Zuständigkeiten

(1) Die Entscheidungen nach dieser Verordnung 
trifft, soweit nichts anderes bestim m t ist, das S taats­
m inisterium  des Innern.

(2) Die Ausbildung und Fortbildung der Polizei­
bergführer w ird dem Präsidium  der Bayer. Grenz­
polizei übertragen; es hat die vom Staatsm inisterium  
des Innern  zu treffenden Entscheidungen vorzube­
reiten und alle U nterlagen über die Polizeibergfüh­
re r zu führen.

§ I I

Polizeibeamte an d e re r D ienstherren
Polizeivollzugsbeamte eines anderen  D ienstherrn  

können an der A usbildung und  Fortb ildung  der 
Polizeibergführer teilnehm en, w enn d er D ienstherr 
die Kosten dafür träg t. In  diesen Fällen  kann  
der D ienstherr im B enehm en m it dem  S taa tsm in i­
sterium  des Innern den B eam ten die Bezeichnung 
Polizeibergführer und  das Polizeibergführerabzei­
chen verleihen. Im übrigen gelten  die V orschriften 
dieser Verordnung entsprechend.

§ 12
Frühere Polizeibergführerabzeichen

Polizei- und H eeresbergführerabzeichen, die vor 
dem Inkrafttre ten  dieser V erordnung verliehen 
worden sind, dürfen zur Polizeiuniform  nicht m ehr 
getragen werden.

§ 13
In k ra fttre te n

Diese Verordnung t r i t t  am  1. Septem ber 1963 in  
Kraft.

München, den 16. August 1963

Landesverordnung
über das Naturschutzgebiet „Ammergauer
Berge“ in den Landkreisen Garmisch- 

Partenkirchen und Füssen 
Vom 16. A ugust 1963

Auf G rund der §§ 4, 12 Abs. 2, 13 Abs. 2 und 15 
Abs. 1 Satz 2 des N aturschutzgesetzes vom 26. Ju n i 
1935 (RGBl. I S. 821) in der Fassung der Gesetze 
vom 29. September 1935 (RGBl. I S. 1191), vom 
1. Dezember 1936 (RGBl. I S. 1001) und vom 
20. Jan u ar 1938 (RGBl. I S. 36) in  V erbindung m it 
§ 1 der V erordnung über die Z uständigkeit des 
S taatsm inisterium s des Inn ern  au f dem  Gebiete des 
Naturschutzes vom 13. Septem ber 1948 (BayBS I 
S. 209) e rläß t das Bayerische S taatsm in isterium  des 
Innern als Oberste N aturschutzbehörde folgende 
Verordnung:

§ 1
Das Ammergebirge in den L andkreisen  G arm isch- 

Partenkirchen (Regierungsbezirk O berbayern) und 
Füssen (Regierungsbezirk Schwaben) w ird  in dem  
in § 2 näher bezeichneten U m fang m it dem  Tage 
des Inkrafttre tens d ieser V erordnung in das L an­
desnaturschutzbuch eingetragen und  dam it un te r 
Naturschutz gestellt.

§ 2
(1) Das N aturschutzgebiet h a t eine Größe von 

rund 276 qkm und um faß t die nachstehend aufge­
führten  Flurstücke:
A) Im  R e g i e r u n g s b e z i r k  O b e r b a y e r n  (Lkr.

G arm isch-Partenkirchen)
a) im gem eindefreien Forstbezirk  U nteram m er­

gau die F lurstücke Nr. 1 bis 37‘/3,
b) im gem eindefreien F orstbezirk  E tta l die F lu r­

stücke Nr. 1 bis 135,
c) in der G em arkung U nteram m ergau  die F lu r­

stücke Nr. 2068 und  2069,
d) in der G em arkung O beram m ergau die F lu r­

stücke Nr. 3050 bis 3052,
e) in der G em arkung E tta l die F lurstücke Nr. 

731 bis 752, 753 (Teilfläche), 758 bis 851‘/2,

Bayerisches S taatsm in isterium  des Innern  
J u n k e r ,  S taatsm in ister
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f) in der G em arkung Farchant die Flurstücke 
Nr. 1428 b is 1430, 1432 a, 1432 b, 14331/», 1487 
bis 1498,

g) in  der G em arkung Oberau die Flurstücke Nr. 
331, 333 bis 337,

h) in der G em arkung Garm isch-Partenkirchen  
die F lurstücke Nr. 3015 (Teilfläche), 3016 (Teil­
fläche), 30161/», 30161/», 3017, 3020, 3021 bis 3033, 
3040 (Teilfläche), 3041 (Teilfläche), 3041V», 
3041Vs, 3046 (Teilfläche), 3047 bis 3053, 3056 
(Teilfläche), 3056V», 3057 bis 3116, 3117 (Teil­
fläche), 3119 bis 3121, 3122 (Teilfläche), 3123 bis 
3129, 3130 (Teilfläche), 3131 (Teilfläche), 3141, 
3155 b is 3212.

B) Im  R e g i e r u n g s b e z i r k  S c h w a b e n  (Lkr.
Füssen)
a) im  ausm ärkischen Bezirk

die F lurstücke Nr. 2212, 2209V» a, 2209'/r„ 
2213V», 2209V«, 2203 b, 2203V», 2206 a, 2206 b, 
2203 a, 2207 a, 2207V», 2207 b, 2207V», 2207 c, 
2207 d, 2207V» a, 2207V» b, 2209V» b, 2209V» a, 
2209Vs, 2211, 2212, 2209 a, 2213, 2214 b, c,
2203V» (Bach), 2203V4 (Bach), 2203V» (Bach),

b) in der G em arkung Schw angau
die Flurstücke Nr. 1609 (Teilfläche), 1610, 1611, 
1612, 1613, 1614, 1621, 1622, 1624, 1625, 1615, 
1616, 1617, 1618, 1632 c, 1619, 1620, 1623, 1628 a, 
1626 a, 1626 b, 1628 b, 1627V», 1239V», 1183, 1184, 
1185, 1186, 1191, 1210, 1211, 1212, 1214 (Teilfl.), 
1213, 1265, 1632 a (Teilfl.), 1632 c, 1632 b (Teilfl.), 
1632 d (Teilfl.), 1629, 1630, 1208, 1209, 1192, 
1207, 1206, 1205, 1204, 1202 a, 1203, 1201, 1200, 
1191, 1198, 1195, 1194, 1196, 1197, 1228V», 1239V», 
1632V» (Teilfl.),

c) in der G em arkung Buching
die Flurstücke Nr. 1021 (Teilfl.), 1022 (Teilfl.), 
1017 (Teilfl.), 1019, 1020, 3365, 3366, 3367, 3368, 
3369, 3370, 3396, 3397, 3398, 3399, 3400, 3526,
3525, 3524, 3523, 3522, 3521, 3520, 3519, 3518,
3517, 3516, 3515, 3514, 3513, 3512, 3511, 3510,
3509, 3508, 3507, 3506, 3505, 3504, 3503, 3502,
3501, 3500, 3499, 3498, 2693 b, 3401, 3402,
3403, 3404, 3405, 3470, 3497, 3496, 3495, 3494,
3493, 3492, 3491, 3490, 3489, 3488, 3487 , 3486,
3485, 3484, 3483, 3482, 3481, 3480, 3479, 3478,
3477, 3476, 3475, 3474, 3473, 3472, 3471, 3549,
3548, 3547, 3546, 3545, 3544, 3543, 3542, 3541,
3540, 3539, 3538, 3537, 3536, 3535, 3534, 3533,
3532, 3531, 3530, 3529, 3528, 3561,3562,3563,3564, 
3565, 3566, 3567, 3568, 3569, 3570, 3571, 3572,
3573, 3574, 3575, 3576, 3577, 3578, 3579, 3580,
3581, 3582, 3583, 3584, 3585, 3586, 3425, 3426,
3427, 3428, 3429, 3430, 3431, 3432, 3433, 3434,
3435, 3436, 3437, 3438. 3439, 3440, 3441, 3442,
3443, 3444, 3445, 3446, 3447, 3448, 3449, 3450,
3451, 3452, 3453, 3454, 3455, 3456, 3457, 3458,
3459, 3371, 3372, 3373, 3374, 3375, 3376, 3377,
3378, 3379, 3380, 3381, 3382, 3383, 3384,
3385, 3386, 3387, 3388, 3389, 3390, 3391, 3392, 
3393, 3394, 3395. 2693 a, b, 2683 a, b, c, 2683l h ,  
1019V» (Teilfl.), 2693 2 (Bach), 2693/3 (Loben- 
talbach), 2683/6 (Bach), 2683/21 (Bach), 2683/20 
(Bach). 2683/4 (Graben), 1021/2 (Reiseisbergbach), 
3527, 3550, 3551, 3552, 3553, 3554, 3555, 3556,
3557, 3558, 3559, 3560, 3601, 3602, 3603, 3604,
3605, 3606, 3607, 3608, 3609, 3610, 3611, 3612,
3613, 3614, 3615, 3616, 3617, 3618, 3619,
3620, 3621, 3622, 3623, 3624, 3625, 3626. 3627,
3628, 3629, 3630, 3631, 3632, 3633, 3634, 3635,
3636, 3637, 3591, 3592, 3593, 3594, 3595, 3596,
3597, 3598, 3599, 3600, 3638, 3639, 3640, 3641,
3642, 3643, 3644, 3645, 3646, 3647, 3648, 3649,
3650, 3651, 3652, 3653, 3654, 3655, 3656, 2693c, 
2693V», 2691a, b, 3441, 3442, 3443, 3444, 3445, 
3446, 2692, 2683V», 2686, 2682, 2681, 2680, 2679, 
2683'/«, 2685, 2684, 3527/1 (Graben), 2693/6(Gra­

ben), 2693/4 (Graben), 2691/4 (Bockstallach), 2691/5 
(Bach), 2684/2, 2686/3 (Kenzenbach), 2686/2
(Bach), 2683/8 (Bachi, 2683/13 (Bach), 2683/5 
(Bach), 2683/9 (Bach), 2683/3 (Bach), 2691/16, 
2691/17, 2691/15, 2691/14, 2691/13, 2691/11,
2691/12, 2691/7, 2691/10, 2691/9, 2691/6, 2691/8, 
2686/6, 2687 (Kenzenhütte), 2686/5, 2689, 2690, 
2688 a, b, 2693V» (Bach), 2691/2 (Bach), 2691/3 
(Bach), 2691/19 (Bach), 2691/18 (Bach), 2691/5 
(Bach), 2692/2 (Bach), 2691/20 (Bach), 2686/3 
(Bach), 2686/4 (Bach), 2686/2 (Bach), 2689/2
(Bach), 26881/», 2688V4, 2688V»,

d) in der Gemarkung Trauchgau
die Flurstücke Nr. 987, 987V» (Teilfl.), 1959 
(Teilfl.), 1959/4 (Weg), 1137, 1120/2 (Bach),
1120 (Teilfl.), 1136, 1133, 1138, 1107, 1108, 1109, 
1110, 1111, 1112, 1113, 1106, 1088, 1104, 1103V», 
1100V», 1100, llOOV«, 1134, 1120/24 (Bach),
1120/23 (Bach), 1120/22 (Bach), 1120/21 (Bach), 
1120/20 (Bach), 1124, 1133V», 1120/1/11, 1050,
995, 1051, 1057, 1060, 1041/2 (Weg), 1052/1
(Weg), 1059, 1062 (Teilfl.), 1061, 1056, 1052V», 
1052, 987/10, 987/2, 1055, 1054, 1053, 995, 
9921/», 990, 989, 987/3 (Bach), 987/4 (Bach), 
923/1 (Weg), 1144, 923/1 (Graben), 987/12 
(Graben), 987Vs (Graben), 987/13 (Graben),
996, 1144/4 (Graben), 1120/17 (Weg), 1120/16
(Weg), 1144/3, 2487, 2479, 2483, 2482, 2481, 
2503, 2504, 2505, 2506, 1124, 1133/2, 1132V», 
1120'/ua, II2OV12, 1124V2, 1122, 1120Vii b, 1121, 
1120'/i2, 1130, II2OV13, 1129, 1130, 1125, 1120/4 
(Graben), 1120/3 (Graben), 1120/6 (Graben),
2516/1 (Graben), 2470, 2471, 2472, 2474, 2475,
2476, 2477, 2478, 2484, 2485, 2486, 2487, 2473,
2488, 2489, 2490, 2491, 2492, 2493, 2494, 2495,
2496, 2497, 2498, 2499, 2500, 2501, 2502, 2517,
2516, 2515, 2507, 2508, 2509, 2510, 2511, 2512,
2513, 2518, 2519, 2520, 2521, 2522, 2523, 2524,
2525, 2526, 2527, 2528, 2529, 2530, 2532, 2533,
2534, 2535, 2536, 2537, 2538, 2539, 2540, 2541,
2542. 1120/5 (Graben), 2548, 2554, 2553, 2552, 
2551, 2550, 2549, 2574/1 (Weg), 995/2, 987/2, 
994 (Weg), 1144/6, 1105, 1088/6, 1120/18
(Graben), 1120/19 (Graben), 1088/7 (Graben), 
1088/4 (Weg), 1106/2 (Bach), 2732, 1088, 2543, 
2531, 2544, 2545, 1126, 1126V», 1126V», 1126V4, 
1126V», 1126V«, 1126Vio, 1126V», 1126V», 1126Vi», 
1126V», 2774, 2773, 2772, 2771, 2770, 2769, 
2768, 2767, 2766, 2765, 2764, 2763, 2762, 2761, 
2760, 2759, 2758, 2757, 2756, 1114, 1114/2, 1114/3, 
1114/5, 1114/8, 1114/9, 1114/4, 1114/6, 1114/7, 
1114/10, IIIOV2, 2798, 2797, 2796, 2795, 2794, 
2793, 2792, 2791, 2790, 2789, 2788, 2787, 2786, 
2785, 2784. 2783, 2782, 2781, 2780, 2779, 2778, 
2777, 2776, 2775, II6V11, 116Vs, 2753, 2752, 
2751, 2750, 2749, 2748, 2747 (Weg), 2746, 2745, 
2744, 2744V», 2743, 2742, 2741, 2740, 2740V» 
(Weg), 2739, 2738, 2734, 2737, 2733, 2732, 2731, 
2736, 1101, 2730, 2729, 2735, 1098, 1098V», 
1098V,», 1098V», 1098V,7, 1098V4, 1098V5,
1098V», 1098*/?, 1098V,«, 1098V», 1098V», 1098V,», 
1098Vi4, 1098Vi5, 1098V,», 2726, 2725, 2724, 2723, 
2722, 2721, 2720, 2719, 2718, 2717,2716,2715,2714, 
2713, 2712, 2711, 2710, 2709, 2708, 2707, 2706,
2705, 2576, 2575, 2573, 2574, 2579, 2578, 2577,
2630, 2629, 2628, 2627, 2631, 2632, 2633, 2634,
2635. 2636, 2640, 2647, 2654, 2641, 2642, 2643,
2644, 2648, 2645, 2646, 2649, 2650, 2758/1 (Gra­
ben), 2758/2 (Graben), 2706/1 (Graben), 2554/1 
(Graben),2556/1 (Weg), 2576/1 (Weg), 2639/1 (Weg), 
2732/1 (Weg), 2556, 2559, 2564, 2565, 2571, 2585, 
2587, 2590, 2592, 2593. 2594, 2598,2602,2605,2615, 
2618, 2621, 2622, 2639/1,2653,1095,10941/», 1097V», 
2727, 2726, 2555, 2546, 2547, 2557, 2558, 2560,
2561, 2562, 2754, 2755, 2563, 2566, 2567, 2568,
2569, 2570, 2572, 2580, 2581, 2582, 2583, 2584,
2586, 2588, 2589, 2591, 2595, 2596, 2597, 2599,
2600, 2601, 2603, 2604, 2606, 2607, 2608, 2609,
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2610, 2611, 26121/*, 2613, 2614, 2616, 2617, 2619, 
2620, 2623, 2624, 2625, 2626, 2638, 2637, 2651, 
1088Vs, 1094, 1094'/2, 1095V2, 1096, 2655, 2656, 
2658, 2661, 2662, 2663, 2666, 2667, 2668, 2669,
2670, 2671, 2672, 2673, 2678, 2679, 2682, 2683,
2684, 2685, 2686, 2687, 2688, 2689, 2691, 2692,
2693, 2694, 2695, 2696, 2699, 2700, 2702, 2703,
2704, 1097Vo, 1097V7, 1097‘A, 2728, 995/2 (H alb­
lech), 2657, 2659, 2660, 2664, 2665, 2674, 2675,
2676, 2677, 2680, 2681, 2690, 2697, 2698, 2701,
27011/», 1100/9, 1100/10, 1100/11, 1100/8, 1100/7,
1100/2, 1100/6.

(2) Im  L a n d k r e i s  G a r m i s c h - P a r t e n ­
k i r c h e n  w ird  das Schutzgebiet w ie fo lg t begrenzt:

Von d e r M ündung des W eißenbaches in  die H alb ­
am m er in nörd licher R ichtung zum  T rögellahne G ra ­
ben, sodann etw a 500 m nach  O sten  und  anschlie­
ßend in südlicher R ichtung en tlang  der G renze des 
gem eindefreien  F orstbezirkes U n teram m ergau  über 
T eu fe lstä ttkop f—P ürsch ling—Sonnerberg  G ra t zum  
Z ahn; von h ie r  aus en tlang  dem  a lten  K önigssteig 
zu r N ordgrenze der G em arkung  E tta l, d ieser folgend 
nach W esten bis zum  F uß  d e r Söllesw and, dann  das 
G rasw ang ta l ü b e rq u eren d  nach Süden  zu r N ord­
grenze des gem eindefre ien  F o rstbezirk s E tta l, d ieser 
en tlang  nach O sten ü b e r L inderg ries—N o rd rand  des 
M ühl- und  N otw aldes zu r H öhe 926 und  zum  R aben ­
kopf; von h ie r  en tlang  der G em eindegrenze von F a r ­
chan t bis zum  Fuß  des K irchbichl im  L oisachtal, dem  
G ebirgsfuß en tlang  nach Süden  bis zum  L ahnew ies- 
graben, diesen au fw ärts  nach W esten bis zu r H öhe 
der R eschbergw iesen, o stw ärts, nördlich  und  w est­
lich u n te r A ussparung  d e r W iesen an deren  R and  
zum  H olzabfuhrw eg  ü b er den  L ahnew iesgraben , von 
h ie r bis zum  Pflegersee, dann  w estlich von diesem  
en tlang  dem  K ellerle itenw eg  und  P rä la ten w eg  zu r 
H ochspannungsleitung, d ieser folgend bis zum  W ild­
fü tte rungsp la tz , dann  en tlang  der etw a 200 m n ö rd ­
lich des K ram erp la teauw eges v e rlau fenden  S ta a ts ­
forstg renze zu r K ögerlaine, w estlich davon en tlang  
der S taa tsfo rstg renze  nach Süden zu r Loisach, dann 
am  N ordu fer der Loisach zu r E isenbahnbrücke, e n t­
lang  der B ahnlin ie  nach W esten bis zu r Ü berque­
rung  durch die B 23, d ieser folgend b is zu r le tz ten  
K rüm m ung vor G riesen, von h ie r ab dem  H angfuß 
en tlang  und im  besiedelten  B ereich von G riesen 30 m 
nördlich des H angfußes bis zum  G eländeeinschnitt 
h in te r der K apelle von G riesen, sodann en tlang  der 
L andesgrenze u n te r  A ussparung  des N eidernachbet- 
t'es, dem  Schellbach und  (nach Ü berquerung  der 
K reuzspitze) N eualpbach folgend b is zum  Fischbach.

Im  L a n d k r e i s  F ü s s e n  v erlau fen  die Schutz­
gebietsgrenzen w ie folgt:

L andesgrenze vom Fischbach über A lpelskopf— 
K reuzkopf—Sauereck—D ü rrn b erg —Säuling bis zum 
Pilgerschrofen, von da in nörd licher R ichtung ü b er 
den Ä lpeleskopf—G assenthom askopf zu r M arien ­
brücke, dann  nach O sten abbiegend  über N eudeck— 
T egelbergkopf —T horkopf — G elber W andschrofen — 
R ohrkopf —W etzsteinbruch  — B uchbühl —Jag d b erg  — 
K ugelw älz — W intereck — B uchberg — M ühlscharten ­
kopf—G örgeleck—H ochrieskopf—W olfskopf bis zur 
G rübelshü tte , dann  ü b er V order A nw urf—Schw areck 
bis „Bei den 3 B ru n n en “, sodann bis zur E inm ün­
dung des M arkgrabens in  den W eißenbach und  d ie ­
sem  en tlang  bis zu se iner M ündung in die H alb ­
am m er.

(3) D ie G renzen des Schutzgebietes sind in eine 
K arte  1:25 000 r o t  e ingetragen , die beim  B ayer. 
S taa tsm in iste rium  des In n e rn  in  M ünchen als der 
O bersten  N atu rschutzbehörde n iedergeleg t ist. W ei­
te re  A usfertigungen  dieser K a rte  befinden sich bei 
d e r B ayer. L andesstelle  fü r N aturschutz  in M ünchen, 
den R egierungen  von O berbayern  in  M ünchen und  
von Schw aben in  A ugsburg, den L an d ra tsäm te rn  
G arm isch -P artenk irchen  und  Füssen.

§ 3
(1) Im  S chu tzgeb ie t is t es gem äß  § 16 Abs. 2 des 

N atu rsch u tzg ese tzes — u n b esch ad e t d e r  b isherigen  
B e n u tz u n g sa r t u n d  d e r  b eso n d eren  B estim m ungen  
des n ach steh en d en  A bsatzes 2 u n d  des § 5 — v e rb o ­
ten , ohne  G enehm igung  V e rän d e ru n g en  v o rzu n eh ­
m en.

(2) H iernach  is t es in sb eso n d ere  v e rb o ten :
a) d ie  B o d en g esta lt zu v e rä n d e rn , B o d enbestand te ile  

ab zu b au en , n eu e  W ege anzu legen , G rabungen  
o d e r S p ren g u n g en  v o rzu n eh m en ;

b) d ie  n a tü r lic h e n  W asserläu fe  u n d  W asserflächen 
un d  d e ren  U fe r sow ie den  G ru n d w a sse rs ta n d  zu 
v e rä n d e rn ;

c) bau liche  A n lag en  im  S inne des A rt. 2 Abs. 2 und  
3 d e r  B ayerischen  B a u o rd n u n g  vom  1. A ugust 
1962 (GVB1. S. 179) — auch  w en n  sie w e d e r a n ­
zeigepflichtig  noch bau rech tlich  genehm igungs­
pflich tig  sin d  — zu  e rr ich ten  (ausgenom m en W ei­
d ezäu n e  u n d  A bgrenzungen , d ie  fü r  d ie  la n d -  
u n d  fo rs tw ir tsch a ftlich e  N u tzung  n o tw en d ig  sind, 
so fe rn e  B eto n  n ich t v e rw e n d e t w ird );

d) S e ilb ah n en  je d e r  A rt u n d  D rah tle itu n g en  zu e r ­
rich ten ;

e) d ie  P flan zen - u n d  d ie  T ie rw e lt d u rch  s ta n d o rt­
frem d e  A rte n  zu  v e rfä lsch en ;

f) e in e  an d e re  a ls  d ie  nach  § 5 zugelassene w ir t­
schaftliche N u tzung  auszuüben .

§ 4
G em äß  § 15 A bs. 1 S a tz  2 des N atu rschu tzgesetzes 

is t es — u n b esch ad e t d e r  beso n d eren  B estim m ungen  
des § 5 — v e rb o ten :
a) von  n ich tgeschü tz ten  P flanzen  m e h r a ls  e inen  

H a n d s tra u ß  zu  e n tn eh m en  oder W urzeln , K nollen  
o d e r Z w iebe ln  so lcher P flanzen  au szu re iß en  oder 
au szu g rab en . V ollkom m en geschützte  P flanzen ­
a r te n  im  S inne  des A rt. 5 des N a tu rsch u tz -E rg än ­
zungsgesetzes — N atE G  — vom  29. Ju n i 1962 
(GVB1. S. 95) d ü rfen  u n b esch ad e t von  M aßnah ­
m en  nach  A rt. 1 A bs. 3 N atE G  w ed er gepflückt 
noch ausgerissen , au sg eg rab en  oder beschädig t 
w erd en . W urzeln , W urzelstöcke, Z w iebeln  oder 
R o se tten  von  te ilw eise  geschü tz ten  P flan zen arten  
im  S inne  des A rt. 6 N atE G  d ü rfen  w ed e r en tn o m ­
m en  noch beschäd ig t w erd en ;

b) fre ileb en d en  T ie ren  nachzuste llen , sie m utw illig  
zu  b eu n ru h ig en , zu  ih rem  F an g  geeignete  V or­
rich tu n g en  an zu b rin g en , sie zu fangen  oder zu 
tö te n  — u n b esch ad e t d e r  berech tig ten  A b w eh r­
m aß n ah m en  gegen K u ltu rsch äd lin g e ;

c) A b fä lle  w eg zu w erfen  o d e r das G elände au f a n ­
d e re  W eise zu  v e ru n re in ig e n  oder zu b ee in träch ­
tigen , oder S ch u tt o d e r a n d e ren  U n ra t ab zu lagern ;

d) an  a n d e re n  a ls den  von  den  L a n d ra tsä m te rn  
G a rm isc h -P a r te n k irc h e n  un d  F üssen  m it B illi­
gung  d e r  zu s tän d ig en  R eg ierung  b estim m ten  
P lä tz e n  zu  ze lten ;

e) d ie  W ege — ausgenom m en  d ie  dem  öffen tlichen  
V e rk e h r gew id m eten  S traß en  un d  P lä tze  — m it 
K ra ftfa h rz e u g e n  a lle r  A rt zu  b e fah ren  oder au f 
ih n e n  zu p a rk e n ;

f) m it F lugzeugen , in sb eso n d ere  H u b sch raubern , zu 
s ta r te n  u n d  zu la n d e n ;

g) S ch ießübungen  d u rch zu fü h ren  — ausgenom m en 
a u f  zu g e la ssen en  S ch ießständen ;

h) zu lä rm e n  o d e r ab se its  von  bew o h n ten  G ebäuden  
in  e in e r  den  N a tu rsch u tz  a n d e re r  stö ren d en  A rt 
R ad io - o d e r T o n w ied erg ab eg erä te  (P la tten sp ie le r, 
T o n b an d g e rä te ) sp ie len  zu lassen ;

i) B ild - u n d  S c h rif tta fe ln  an zu b rin g en , d ie  n icht 
aussch ließ lich  au f  d en  Schutz des G ebietes h in - 
w e isen ; W eg m ark ie ru n g en , O rtsh inw eise  und  
W a rn ta fe ln  d ü rfe n  n u r  m it Z u stim m ung  des zu-
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ständigen L and ratsam tes als U n terer N aturschutz­
behörde angebracht w erden.

§ 5
(1) U n berüh rt b leiben

a) die ordnungsm äßige fo rst- und landw irtschaftliche 
N utzung und  die A usübung der A lm - und W eide- 
rechte und der unw iderruflichen  A lm -u n d  W eide­
vergünstigungen ; hiezu gehören auch die fü r  die­
se N utzungen notw endige E rrichtung von B au­
w erken und  Zäunen sam t den dazu gehörenden 
notw endigen W asserversorgungs- und A bw asser­
anlagen, sowie — nach A nhörung der zuständigen 
H öheren N aturschutzbehörde — die e rfo rd er­
lichen W egebauten einschließlich der h ie fü r n o t­
w endigen G ew innung von Bodenbestandteilen 
und das Schwenden aufkom m enden Gesträuchs 
zur E rha ltung  der W eideflächen;

b) die rechtm äßige Jag d - und F ischereinutzung;
c) die B enutzung der S traßen  und Wege in A us­

übung der N utzungen nach a) und b) und die no t­
w endigen F ahrten  zur V ersorgung von B erghüt­
ten; hierzu gehört auch die B enutzung der S tra ­
ßen und Wege zur A bfuhr land- und fo rstw irt­
schaftlicher Erzeugnisse durch D ritte ;

d) die technischen und biologischen V erbauungen, 
A ufforstungen, das Anlegen von Lichtweiden, 
W egebauten und die ordnungsgem äße E rhaltung  
des dadurch geschaffenen Zustands, w enn diese 
M aßnahm en
aa) der O rdnung des W asserhaushalts und der 

V erbesserung der A lm - und W eidewirtschaft 
dienen, insbesondere das schädliche Abfließen 
von N iederschlagsw asser verhüten , Erosions­
schäden beheben, H ochw assergefahren ab ­
w enden oder die G eschiebeabfuhr regeln sol­
len und

bb) von oder un te r Leitung der S taa tsbauverw al­
tung ausgeführt w erden;

sind hierzu bauliche A nlagen über 6 m Höhe v o r­
gesehen, die nicht aus Erde, Holz oder m it N a tu r­
steinen ausgeführt w erden, so ist die O berste 
N aturschutzbehörde zu hören;

e) die A nlegung der Deutschen A lpenstraße in dem 
bisher ausgesparten A bschnitt L inderhof—Füssen 
vorbehaltlich der Beteiligung der O bersten N atu r­
schutzbehörde bei der E inzelplanung;

f) die notw endigen M aßnahm en zur Pflege und E r­
haltung  der baulichen und gärtnerischen Anlagen 
au f dem  der Bayer. V erw altung der S taatl. Schlös­
ser, G ärten  und Seen un terstehenden  um friedeten 
Bereich von L inderhof im L andkreis G arm isch- 
P artenk irchen  (Schloßpark, G ärtnere i und  P a rk ­
platz), dem  folgende G rundstücke angehören:
a) Aus dem  gem eindefreien Forstbezirk  E tta l die 

Fl. Nr. 1V*, 1V3, P/4, 1 Vs, lVe, 7 V*. 7Vs, TU, TU  
und 58'/3 (Parkplatz);

b) Aus der Gem einde E tta l die Fl. Nr. 807, 808, 
809, 834, 835, 836, 837, 838, 839, 840,840Va, 840V3, 
841, 841‘/2, 841Vs, 841V4, 841 Vs, 841Ve, 841V?, 
84lVs, 841 Vo, 841*/io, 842, 843, 844, 845, 846, 847, 
848, 848V2, 849, 850 (Teilfläche), 8501/2, 850>/3, 
850’/4, 850Vs und 850V«.

Hierzu gehören auch die zur A ufrech terhaltung  
einer ordnungsm äßigen W asserversorgung und 
A bw asserbehandlung fü r L inderhof e rfo rd er­
lichen M aßnahm en außerhalb  des Parkbereichs.

(2) Aus w ichtigen G ründen kann  das Bayer. S taa ts­
m in isterium  des Inn ern  als O berste N aturschutz­
behörde A usnahm en von den B estim m ungen des § 3 
dieser V erordnung zulassen. Die R egierungen von 
O berbayern  und Schwaben als H öhere N aturschutz­
behörden sind erm ächtigt, aus w ichtigen G ründen 
A usnahm en von den B estim m ungen des § 4 dieser 
V erordnung zuzulassen. Diese G enehm igungen kön­
nen an A uflagen gebunden w erden.

§ 6
Wer vorsätzlich den Verboten der §§ 3 oder 4 zu­

w iderhandelt oder den nach § 5 Abs. 2 verhängten 
Auflagen nicht Folge leistet, w ird nach § 21 Abs. 1 
des Naturschutzgesetzes m it Gefängnis bis zu zwei 
Jah ren  oder m it Geldstrafe oder m it "Haft bestraft. 
Wer die Tat fahrlässig begeht, w ird nach § 21 Abs. 3 
des Naturschutzgesetzes m it Geldstrafe bis zu 150 
Deutsche M ark oder m it Haft bestraft. Daneben kann 
nach § 22 des Naturschutzgesetzes auf Einziehung der 
beweglichen Gegenstände, die durch die Tat erlangt 
sind, erkannt werden. Die Strafbestim m ungen des 
Naturschutz-Ergänzungsgesetzes bleiben unberührt.

§ 7
(1) Diese Verordnung tr itt  am 1. September 1963 

in K raft. Die auf Grund von § 16 Abs. 2 des N atur­
schutzgesetzes erlassenen Schutzbestimmungen des 
§ 3 gelten bis zur Löschung der E intragung des Na­
turschutzgebietes (§ 14 Abs. 2 Naturschutzgesetz). Die 
auf Grund von § 15 Absatz 1 Satz 2 des Naturschutz­
gesetzes erlassenen Bestimmungen des § 4 gelten 
20 Jahre.

(2) Die M inisterialentschließung vom 13. August 
1926 Nr. 3678 o 51 betreffend das Naturschutzgebiet 
in den Ammergauer Bergen w ird aufgehoben.

München, den 16. August 1963
Bayerisches Staatsministerium des Innern

J u n k e r ,  Staatsm inister

Verordnung
über die Bezeichnung der Landesfinanz­

behörden in Bayern 
Vom 19. August 1963

Auf G rund der Ermächtigung durch die Verord­
nung über die Einrichtung der staatlichen Behör­
den vom 31. März 1954 (BayBS I S. 37) erläßt das 
Bayerische Staatsm inisterium  der Finanzen folgen­
de Verordnung;

§ 1
Die m it Verordnung über die Einrichtung der 

Landesfinanzbehörden in Bayern vom 10. Oktober 
1955 (BayBS III S. 591) eingerichteten Finanzm it­
telstellen Ansbach, Augsburg, Landshut, München, 
Regensburg und W ürzburg des Landes Bayern w er­
den in „Bezirksfinanzdirektion“ m it dem Namen des 
Ortes, an dem sie ihren Sitz haben, umbenannt.

§ 2
Die Regierungshauptkassen in Ansbach, Augs­

burg, Bayreuth, Landshut, Regensburg und W ürz­
burg erhalten die Bezeichnung „Staatsoberkasse“ 
mit dem Namen des Ortes, an dem sie ihren Sitz 
haben. Die bisherige Staatsoberkasse München führt 
die Bezeichnung „Staatsoberkasse München I “, die 
bisherige Regierungshauptkasse München die Be­
zeichnung „Staatsoberkasse München II“.

§ 3
Die Zuständigkeiten und Aufgaben werden durch 

die Umbenennung nicht berührt.

§ 4
Diese Verordnung tr it t  am 1. Januar 1964 in 

Kraft.

München, den 19. August 1963

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
Dr. h. c. Rudolf E b e r h a r d ,  Staatsm inister
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Zweite Verordnung
zur Änderung und Ergänzung der Verord­
nung über die Erhebung von Benutzungs­
gebühren und Beiträgen an den staatlichen 
Ingenieurschulen in Bayern und die Entschä­
digung der an Prüfungen dieser Schulen mit­

wirkenden Personen
Vom 20. August 1963

A uf Grund der Art. 25 Abs. 1 und Art. 26 Abs. 2 
des Kostengesetzes vom 17. Dezember 1956 (BayBS III 
S. 442) und des § 1 Abs. 2 Buchstabe a) der Verord­
nung über die Kostenverwaltung bei den Behörden 
des Freistaates Bayern vom 29. November 1960 
(GVB1. S. 275) erlassen die Bayerischen S taats­
m inisterien fü r U nterricht und K ultus und der Fi­
nanzen, soweit erforderlich m it Zustimmung des 
Bayerischen Obersten Rechnungshofes, folgende 
Verordnung:

§ 1
Die Verordnung über die Erhebung von Benut­

zungsgebühren und Beiträgen an den staatlichen 
Ingenieurschulen in Bayern und die Entschädigung 
d er an Prüfungen dieser Schulen m itwirkenden 
Personen vom 24. September 1958 (GVB1. S. 313) in 
der Fassung der Verordnung vom 22. Dezember 1961 
(GVB1. 1962 S. 11) w ird wie folgt geändert und er­
gänzt:

1. § 1 Ziff. 3 erhält folgende Fassung:

,,a) F ür die Teilnahme am Vorberei­
tungslehrgang fü r die Auslese­
prüfung w ird jährlich eine Ge­
bühr von 25,— DM
erhoben.

b) Von den Teilnehmern des Lehr­
gangs fü r Radiochemie am Ohm- 
Polytechnikum N ürnberg werden 
erhoben
aa) fü r den Besuch des Lehrgangs 

einschließlich Lehrgangsbe- • 
scheinigung eine Gebühr von 335,— DM

bb) zur Abgeltung des M aterial­
verbrauchs eine Gebühr von 65,— DM.“

2. § 2 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:
„Die Gebühren nach § 1 Ziff. 3 sind bei der An­
meldung zu entrichten.“

3. § 4 Ziff. 1 erhält folgende Fassung:
„Nebenamtliche und nebenberufliche Lehrkräfte 
erhalten  für ihre M itwirkung als P rüfer an  einer 
der in  § 1 Ziff. 4 Buchstabe a), b), c), f), g), h) 
und i) aufgeführten Prüfungen, außerdem  fü r die 
letzten Sem esterprüfungen in  den Fächern, die 
nicht Gegenstand der Vorprüfung oder Ingenieur­
prüfung sind und bereits im 1., 2., 4. oder 5. Se­
m ester auslaufen, eine Pauschal Vergütung nach 
folgenden Grundsätzen, vorausgesetzt, daß sie 
den Prüfungsstoff in dem laufenden Semester ge­
leh rt haben, dem der Prüfling angehört:

bei bis zu 20 K orrekturen 
bei 21— 40 K orrekturen 
bei 41— 60 K orrekturen 
bei 61— 80 K orrekturen

30,— DM 
60,— DM 
90,— DM 

120,— DM
bei 81—100 K orrekturen 
bei 101—120 K orrekturen 
bei über 120 K orrekturen

150,— DM 
180,— DM 
200,— DM

Die Zahl der K orrekturen ergibt sich aus der 
Gesamtzahl der E rstkorrekturen von K lausur­
arbeiten zuzüglich der H älfte der Zw eitkorrek­
turen  ohne Rücksicht darauf, in welchem Se­
m ester die K orrektur anfällt.
Die L ehrkräfte erhalten  die Pauschvergütung fü r 
ihre M itwirkung an den in  Satz 1 genannten 
Sem esterprüfungen des 1. und 2. Semesters erst 
anläßlich der Abnahm e der Vorprüfung und fü r 
die Sem esterprüfungen des 4. und 5. Semesters 
erst anläßlich der Abnahme der Ingenieur­
prüfung.
Die außerhalb des Gesehäftsortes wohnhaften 
nebenam tlichen und nebenberuflichen L ehrkräfte 
erhalten  außerdem  die Fahrtkosten nach Maß­
gabe der Reisekostenbestimmungen erstattet. A n­
dere Vergütungen, insbesondere Vergütungen für 
nebenam tlichen und nebenberuflichen Unterricht, 
werden anläßlich der M itwirkung als P rüfer nicht 
gew ährt.“

§ 2
Diese Verordnung tr itt  am 1. September 1963 in

Kraft.

München, den 11. Ju li 1963

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
I. V. Dr. Franz L i p p e r  t , S taatssekretär

München, den 20. August 1963

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

I. V. Dr. P  ö h  n e r , Staatssekretär

Verordnung
zur Durchführung der Verordnung über Aus­
nahmen vom Verbot der Beschäftigung von 
Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen in 

der Papierindustrie
Vom 22. August 1963

Auf Grund des § 52 Abs. 3 der Verordnung, 
den Vollzug der Reichs-Gewerbeordnung be­
treffend, vom 29. März 1892 (BayBS IV S. 9) in 
Verbindung m it § 9 Nr. 11 und § 10 der Verord­
nung über die Geschäftsverteilung der Bayerischen 
Staatsregierung vom 19. Dezember 1956 (BayBS I 
S. 19) erläßt das Bayerische Staatsm inisterium  für 
Arbeit und soziale Fürsorge folgende Verordnung:

§ 1
Zuständige Behörde im Sinne des § 7 Abs. 1 und 

§ 8 Abs. 2 der Verordnung über Ausnahmen vom 
Verbot der Beschäftigung von Arbeitnehm ern an 
Sonn- und Feiertagen in der Papierindustrie vom 
20. Ju li 1963 (BGBl. I S. 491) ist das Gewerbeauf­
sichtsamt.

§ 2
Diese Verordnung tr it t  am 26. August 1963 in 

K raft

München, den 22. August 1963

Bayerisches Staatsministerium für Arbeit 
und soziale Fürsorge

Paul S t r e n k e r t ,  S taatsm inister
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Verordnung
zur Durchführung der Verordnung M Nr. 2/57 

über Milchauszahlungspreise 
Vom 27. August 1963

Auf Grund der §§ 2 Abs. 5, 5 Abs. 1 und des § 6 der 
Verordnung M Nr. 2'57 über Milchauszahlungspreise 
vom 24. Ju li 1957 (Bundesanzeiger Nr. 142) in der 
Fassung des Art. 3 Abs. 2 des 3. Gesetzes zur Ände­
rung des Milch- und Fettgesetzes vom 27. Ju li 1961 
(BGBl. I S. 1104) sowie auf Grund des § 1 Abs. 1 der 
Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen vom 23. Oktober 1962 (GVB1. 
S. 281) erläßt das Bayerische Staatsm inisterium  für 
Ernährung, Landw irtschaft und Forsten folgende 
Verordnung:

§1
Der Vollzug der Verordnung M Nr. 2'57 (im nach­

folgenden „Verordnung“) w ird dem Amt für land­
wirtschaftliche M arktordnung übertragen.

§2
Die Inhaber von Betrieben, die Milcherzeugnisse 

im Sinne des § 7 der Verordnung herstellen und im 
Großhandel liefern, haben die gemäß § 5 der Verord­
nung vorgeschriebenen monatlichen Meldungen dem 
Amt für landwirtschaftliche M arktordnung bis zum 
15. eines jeden Monats zu erstatten. F ür die M eldun­
gen sind die vom Amt für landwirtschaftliche M arkt­
ordnung übersandten Vordrucke zu verwenden.

§3
(1) Die Umrechnung in Milcheinheiten (ME) (§ 2 

Abs. 5 der Verordnung) ist in folgender Weise vor­
zunehmen :

a) 1 kg Milch m it 3,6 »/o F ett =  1,00 Milcheinheit
b) 1 kg Rahm für je 36 g Fett =  0,75 Milcheinheit
c) 1 kg Magermilch =  0,25 Milcheinheit
d) 1 kg Molke =  0,07 Milcheinheit

(2) Umzurechnen sind nur z u g e k a u f t e  Milch­
erzeugnisse. Rahm ist nach der Formel: Durchschnitts- 
Fettgehalt Rahm : 3,6 x  0,75 umzurechnen.

§4
(1) Die Inhaber von Betrieben, die Milcherzeug­

nisse im Sinne des § 7 der Verordnung hersteilen und 
im  Großhandel liefern, haben den Teilbetrag des E r­
sparnisbetrages, der den Ersparnism ittelw ert von 
1,2 Pfg. je kg Milch übersteigt, bis zum 20. eines je ­
den Monats an die nachfolgend bezeichneten Konten 
abzuführen:
1. die M ilchwirtschaftsgebiete Oberbayern, Nieder­

bayern-Oberpfalz und Franken auf das Konto des 
Amtes fü r landwirtschaftliche M arktordnung Nr. 
1185 bei der Bayerischen Staatsbank, München 
(Postscheckkonto München Nr. 120),

2. das Milchwirtschaftsgebiet Allgäu auf das Konto 
des Amtes für landwirtschaftliche M arktordnung 
Nr. 1133 bei der Bayerischen Staatsbank, Filiale 
Kem pten (Postscheckkonto München Nr. 121).
(2) Liegt der Ersparnism ittelw ert un ter 1,2 Pfg. je 

kg Milch, so w ird er aus der Ausgleichskasse auf 1,2 
Pfg. aufgestützt.

(3) Die U m satzsteuer-Ersparnisbeträge sind m onat­
lich als durchlaufender Posten auf ein besonderes 
Bestandskonto (Umsatzsteuerersparnis-Konto) vor­
zutragen.

(4) U m satzsteuer-Ersparnisbeträge, die nicht fris t­
gerecht an die Landesausgleichskasse abgeführt w er­
den, werden beigetrieben.

§5
Diese Verordnung tr itt am 1. Ju li 1957 in Kraft. 

Gleichzeitig tr itt  die Verordnung über die Durch­
führung der Verordnung M Nr. 2'57 vom 26. August 
1957 (GVB1. S. 182) außer K raft.

München, den 27. August 1963
Bayerisches Staatsministerium 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
I. V. V i l g e r t s h o f e r ,  S taatssekretär
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